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Die Direktion fiir die Beziehungen zu den nationalen Parlamenten berét die politischen Gremien,
die Mitglieder und das Generalsekretariat des Européischen Parlaments bei ihrer institutionellen
Zusammenarbeit und im Hinblick auf den legislativen Dialog mit den nationalen Parlamenten.
Sie  unterstiitzt  interparlamentarische  Aktivititen, trdgt zur Umsetzung der
Vertragsbestimmungen iiber die interparlamentarische Zusammenarbeit im Européischen
Parlament bei und bringt ihre Fachkenntnisse zu nationalen Parlamenten wihrend des gesamten
Gesetzgebungszyklus und in anderen Bereichen des Européischen Parlaments ein.

Die Direktion fiir die Beziechungen zu den nationalen Parlamenten agiert als Wissenszentrum fiir
Informationen iiber nationale Parlamente und erteilt der Verwaltung des Europdischen
Parlaments Auskiinfte {iber bewéhrte Verfahren in nationalen Parlamenten. Sie vertritt das
Europdische Parlament in den Verwaltungsnetzen der interparlamentarischen Zusammenarbeit.
Sie verwaltet die Beziehungen mit den Beamten, die die nationalen Parlamente in Briissel
vertreten, und pflegt enge Kontakte mit ihren Verwaltungen.
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Vorwort der Vizeprisidenten des Europiischen Parlaments, die fiir die Beziehungen zu
den nationalen Parlamenten zustiandig sind

Als Vizeprisidenten, die fiir die Beziehungen zu den nationalen Parlamenten zusténdig sind,
freuen wir uns, den Tétigkeitsbericht 2017 der Direktion fiir die Beziehungen zu den nationalen
Parlamenten vorzulegen.

In diesem Jahresbericht werden die jiingsten Tatigkeiten und Entwicklungen im Bereich der
interparlamentarischen Zusammenarbeit mit den nationalen Parlamenten der EU dargestellt und
ausflhrlich iiber die Tétigkeiten und Initiativen des letzten Jahres informiert.

2017 war in vieler Hinsicht ein Jahr des Wandels, nicht zuletzt flir die interparlamentarischen
Beziehungen.

Wir begriilen, dass sich die Zusammenarbeit zwischen dem Europdischen Parlament und den
nationalen Parlamenten vertieft hat. Bei der Entwicklung einer soliden, auf Vertrauen und
gegenseitiger Zusammenarbeit basierenden Partnerschaft wurden wesentliche Fortschritte
erzielt.

Diese Sichtweise bestimmt unser Handeln. Sie treibt uns dazu an, neue Moglichkeiten der
formellen und informellen Zusammenarbeit zu nutzen und weitere Anstrengungen zu
unternehmen, um den Dialog zu intensivieren.

2017 wurden die Debatten iiber Migration und Grenzkontrollen, Brexit, Wachstum und
Wettbewerbsfahigkeit  fortgesetzt.  Daneben  standen  Sicherheit,  Auflen- und
Verteidigungspolitik, die Wirtschafts- und Wahrungspolitik, die Européische Sdule der sozialen
Rechte, der digitale Binnenmarkt sowie Beschéftigung und Investitionen ganz oben auf der
Tagesordnung der interparlamentarischen Treffen.

Nach einem Tiefpunkt im Jahr 2016 ist das Vertrauen der europdischen Biirger in die Zukunft
der EU wieder gestiegen.

Auf parlamentarischer Ebene besteht Einvernehmen dariiber, dass weitere Anstrengungen notig
sind, um die aktuellen Herausforderungen gemeinsam zu bewéltigen und die Debatte {iber eine
stiarkere und geeintere Union wiederzubeleben. Diese Bereiche gegenseitigen Interesses haben
entscheidende Bedeutung fiir die Ausrichtung unserer interparlamentarischen Zusammenarbeit.

Auf institutioneller Ebene lag der Schwerpunkt der Debatten auf dem jédhrlichen
Arbeitsprogramm der Kommission und der Transparenz im Entscheidungsfindungsprozess der
EU. Fortschritte gab es auch in der Diskussion iiber die gemeinsame parlamentarische Kontrolle
von Europol, daran wird deutlich, dass die parlamentarische Kontrolle der Exekutivbefugnisse
der EU zunehmend an Bedeutung gewinnt.

Den nationalen Parlamenten, die im Zentrum der Demokratie in der EU stehen, kommt in der
laufenden Debatte iiber die Zukunft Europas eine Schliisselrolle zu, sie miissen zusammen mit
den Regierungen diese Debatte gestalten und beeinflussen. Auch bei unterschiedlichen
Ansichten gilt es, eine Zersplitterung zu vermeiden. Die nationalen Parlamente {iben eine
wirksame Kontrolle der Tétigkeiten ihrer Regierungen bei EU-Angelegenheiten aus, dies ist
wichtig, um eine Verbindung zwischen der Arbeit auf Ratsebene und auf Ebene der nationalen
Parlamente sicherzustellen.



Die Unterstiitzung der Reformen durch die Biirger muss gesichert werden und ist eine
Herausforderung, der wir uns gemeinsam stellen. Parlamente sind in einer idealen Position, die
Biirger zu befdhigen und in die Lage zu versetzen, Verantwortung fiir das zu iibernehmen, was
die EU darstellt, und den Wert zu verstehen, den die EU fiir unser aller Leben bedeutet. Heute
kommt es mehr denn je darauf an, den Parlamentarismus zu stirken. Nationale Parlamente und
das Europdische Parlament miissen eine Reihe von Kernwerten bestimmen, denen sie sich
widmen wollen.

Vor uns liegt ein Jahr neuer Herausforderungen.

Im Mai 2019 werden die europédischen Biirger bei den ndchsten Wahlen zum Europdischen
Parlament abstimmen. Die Parlamente in ganz Europa hegen ein gemeinsames Interesse daran,
die Biirger zu ermutigen, sich aktiv am demokratischen Leben in den Mitgliedstaaten und der
EU zu beteiligen. Wir sollten zusammen daran arbeiten, die Biirger zu ermuntern, ihre Rechte
auszuiiben, insbesondere ihr Recht, in Wahlen auf kommunaler, regionaler, nationaler und
europdischer Ebene Vertreter zu wéhlen.

Im Namen aller Mitglieder und der Verwaltung danken wir Thnen fiir Thr Interesse am
Europdischen Parlament. Wir laden Sie ein, sich Zeit fiir die Lektiire dieses Berichts zu nehmen
und etwas iiber die wichtige Arbeit engagierter Mitglieder und Beamter des Européischen
Parlaments und der 41 nationalen Parlamente und Kammern in 28 Mitgliedstaaten und iiber die
Fortschritte bei der interparlamentarischen Zusammenarbeit zu erfahren.

Wir freuen uns auf ein weiteres Jahr der ausgezeichneten Zusammenarbeit und fruchtbarer
Gespriche, um die anstehenden Herausforderungen zu bewaltigen.

Mairead McGuinness Bogustaw Liberadzki

Vizeprasidentin Vizeprasident



1. Kontext des Berichts

2017 war fiir die Direktion erneut ein Jahr des Wachstums und der Zusammenarbeit. Das Jahr
war gepriagt von zahlreichen Tétigkeiten, neuen Kollegen und Partnern, der Teilnahme an
interparlamentarischen Veranstaltungen auf hoher Ebene, engeren Verbindungen zu den anderen
Dienststellen des Européischen Parlaments und wichtigen Meilensteinen.

Getreu dem Motto der Generaldirektion Prisidentschaft ,,Impact through cooperation*
(,,Wirkung durch Zusammenarbeit“) hat die Direktion den Mitgliedern und dem
Generalsekretariat des Europdischen Parlaments weiterhin die Dienste und Beratung angeboten,
die sie bendtigt haben, um die institutionelle Zusammenarbeit und den legislativen Dialog mit
den nationalen Parlamenten weiterzuentwickeln.

Da sich dieser Aktionsbereich stindig erweitert, wurden die Ressourcen kosteneffizient
eingesetzt, um erfolgreich auf die intensiver werdenden interparlamentarischen Tétigkeiten
reagieren zu konnen. Interparlamentarische Konferenzen, Treffen und Debatten wurden
veranstaltet und es fand eine Rekordzahl bilateraler Besuche statt. Verstirkte Tatigkeiten in den
administrativen Netzwerken der interparlamentarischen Zusammenarbeit zeigen, dass der
Austausch noch ausgebaut werden kann. Die Unterstiitzung der parlamentarischen Dimensionen
des maltesischen und des estnischen Vorsitzes stand 2017 ebenfalls im Mittelpunkt.

Diese Arbeit fand unter der politischen Fiihrung und unter Anleitung des Prédsidenten des
Europdischen Parlaments, der beiden fiir die Zusammenarbeit mit den nationalen Parlamenten
zustdandigen Vizeprasidenten und der Vorsitzenden des Ausschusses fiir konstitutionelle Fragen
(AFCO) statt, die eine der beiden Ko-Vorsitzenden der Delegation des Européischen Parlaments
in der COSAC ist. Unsere Tétigkeit wurde auch durch die ausgezeichneten Beziehungen zu den
politischen Gremien des Europdischen Parlaments (Konferenz der Priasidenten und Konferenz
der Ausschussvorsitze) sowie den Ausschiissen und Fraktionen des Europdischen Parlaments
unterstiitzt. Auf Verwaltungsebene kamen den Tétigkeiten der Direktion, die Steuerung durch
den Generalsekretir und den stellvertretenden Generalsekretédr des Européischen Parlaments und
die umfassende und bereitwillige Unterstiitzung ihrer Kabinette zugute. Die Zusammenarbeit
mit den Generaldirektionen (insbesondere GD IPOL, GD EXPO, GD EPRS, GD ITEC)1 und
Dienststellen des Europédischen Parlaments wurde ausgebaut und ist nun fester Bestandteil
unserer Arbeit. Wie iiblich konnten wir auf das grole Engagement unserer Partner in den
nationalen Parlamenten und Gemeinschaftsorganen, auf das Netz der Vertreter nationaler
Parlamente, das Sekretariat der COSAC, den Exekutivausschuss des Europédischen Zentrums fiir
Parlamentarische Wissenschaft und Dokumentation (EZPWD) und den Vorstand des
Interparlamentarischen EU-Informationsaustausches (IPEX) zéhlen.

Kennzeichnend fiir das Jahr 2017 war eine verstirkte Konsistenz bei der Auswahl der Themen
fiir die interparlamentarischen Debatten. Einige Bereiche von gemeinsamem Interesse standen
in allen interparlamentarischen Gremien auf der Tagesordnung. Im Bewusstsein, dass ein
uneinheitliches Vorgehen vermieden werden sollte, wurde ein breiterer, stirker strukturierter
Austausch durchgefiihrt und Doppelarbeit reduziert.

Die ersten Kapitel dieses Berichts geben einen Uberblick iiber die groBen Themen auf der
europdischen Agenda, die 2017 in verschiedenen interparlamentarischen Debatten und im
Rahmen eines intensiven Austauschs zeitnah erortert wurden. Diese Debatten wurden in einem

' Generaldirektion interne Politikbereiche, Generaldirektion externe Politikbereiche, Generaldirektion

Wissenschaftlicher Dienst, Generaldirektion Innovation und technologische Unterstiitzung.
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politischen Kontext gefiihrt, der durch eine giinstigere 6ffentliche Meinung von der EU gepragt
war. Im Mittelpunkt der Diskussionen standen insbesondere:

 die Rolle der nationalen Parlamente bei den laufenden Uberlegungen zur Zukunft der
EU und ihrer Politik sowie zum Austritt des Vereinigten Konigreichs aus der EU;

 die Rolle der nationalen Parlamente bei den Uberlegungen zur Verbesserung der
Kommunikation mit den Biirgern iiber EU-Fragen,;

* die Zukunft der EU als globaler Akteur im Kontext der derzeitigen globalen
Verdnderungen;

* die gemeinsame parlamentarische Kontrolle von Europol: Fortschritte bei den
praktischen Regelungen,;

* die externe Dimension der Migration;

* interparlamentarische Zusammenarbeit bei institutionellen Angelegenheiten wie der
Kontrolle des jéhrlichen Arbeitsprogramms der Kommission, der Transparenz der
Ratsdokumente und der Verbesserung des Frithwarnsystems zur Uberwachung von
Subsidiaritét.

In den folgenden Kapiteln werden aus Sicht der Direktion die Tatigkeiten der
interparlamentarischen Gremien (Kapitel 3), die Formen des interparlamentarischen Dialogs
(Kapitel 4), der legislative Dialog (Kapitel 5) und abschlieBend die Verwaltungsnetze und -
instrumente fiir die interparlamentarische Zusammenarbeit (Kapitel 6) untersucht.

2017 wurde ein guter Nidhrboden fiir die neuen interparlamentarischen Debatten {iber
strategische Fragen der kommenden Jahre geschaffen: die Zukunft der Union und ihrer Politik,
die Erweiterungspolitik, der kiinftige mehrjdhrige Finanzrahmen, die kiinftigen Beziechungen
zwischen der EU und dem Vereinigten Konigreich, sonstige Aspekte der EU-Handelspolitik,
notwendige Losungen in den Bereichen Migration und Sicherheitsagenda sowie die Stdandige
Strukturierte Zusammenarbeit im Bereich von Sicherheit und Verteidigung.

Dieser Bericht und weitere Informationen zu den Beziehungen des Européischen Parlaments zu
den nationalen Parlamenten der EU sind abrutbar auf der Website des Européischen Parlaments:
www.europarl.europa.eu/relnatparl/en/news.
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2.  Grundlegende Entwicklungen und Tendenzen bei der interparlamentarischen
Zusammenarbeit

Die nationalen Parlamente haben einen wesentlichen Beitrag zu den Debatten iiber die
dringlichsten politischen, legislativen und institutionellen Fragen geleistet. Das Jahr 2017 zeigte,
dass die nationalen Parlamente die Gestaltung der Agenda der interparlamentarischen
Zusammenarbeit innerhalb der bestehenden interparlamentarischen Foren nun aus strategischer
Sicht planen. Das breite Spektrum an Themen von gemeinsamem Interesse und das
kontinuierliche Engagement der Parlamente der EU sind ein deutliches Anzeichen fiir die
Vielzahl und die Qualitdt der Debatten in den kommenden Jahren.

2.1 Die Rolle der nationalen Parlamente in der Debatte iiber die Zukunft der
Europiischen Union und den Austritt des Vereinigten Konigreichs aus der EU

In der Debatte iiber die Zukunft der EU kommt die politische Verpflichtung zum Ausdruck,
sicherzustellen, dass das europdische Projekt den sich verdndernden geopolitischen Realitdten
und den Erwartungen der Biirger entspricht. Zur Neugewichtung der Prioritdten gehort auch ein
stirkeres Solidaritdtsgefiihl. Solidaritdt sollte nicht nur bei der Festlegung der Prioritdten und der
Mittel fiir die Finanzierung neuer Projekte, sondern auch bei der Umsetzung der vereinbarten
Malnahmen auf nationaler Ebene bestehen. Das Ergebnis der Wahlen in den Niederlanden, in
Frankreich und Deutschland ist als positive Entwicklung fiir die Einheit Europas wahrgenommen
worden.

Mit der Erkldarung und dem Fahrplan von Bratislava, der Erklarung von Rom zum 60. Jahrestag
der Unterzeichnung der Romischen Vertrage und der Agenda der EU-Fiihrungsspitzen hat die
demokratische Debatte iiber die Zukunft der EU weiter an Schwung gewonnen. Die Kommission
hat zu dieser offenen Diskussion durch das Weillbuch zur Zukunft Europas und die
Reflexionspapiere zu wichtigen Politikbereichen der EU sowie durch die Vorschliage
beigetragen, die in der Rede zur Lage der Union 2017 vorgelegt wurden.

Das Europdische Parlament hat der Zukunft Europas mehrere EntschlieBungen gewidmet. Es hat
beschlossen, die Staats- und Regierungschefs der EU in das Europdische Parlament einzuladen,
um in offenen Debatten iiber die Zukunft Europas zu diskutieren. Das Europédische Parlament
steht diesen Debatten aufgeschlossen und konstruktiv gegeniiber; die Diskussionen iiber die
Zukunft Europas werden am 9. Mai 2019 mit einem informellen Treffen der EU-
Fiihrungsspitzen in Sibiu, Ruménien, abgeschlossen.

In seiner Rede auf der aullerordentlichen Konferenz der Prisidenten der nationalen Parlamente
der EU, die anlésslich des 60. Jahrestags der Unterzeichnung der Romischen Vertrage stattfand,
sprach sich Antonio Tajani, Prisident des Européischen Parlaments, fiir die Notwendigkeit einer
Einheit zwischen dem Europdischen Parlament und den nationalen Parlamenten aus. Der
Prasident betonte die grofle Verantwortung, einen starken politischen Willen und Fiihrungsstirke
zu zeigen, um die gemeinsamen Werte umzusetzen: ,,Europa ist eine Erfolgsgeschichte: Es ist
ein Traum von Fortschritt, Wohlstand, Freiheit und Frieden, der Wirklichkeit geworden ist. Es
liegt jetzt an uns, das Bild eines abstrakten, ineffizienten, biirokratischen Europas zu verandern.*
In den Menschen miisse wieder die Begeisterung fiir dieses groBartige Projekt entfacht werden.

Im Rahmen der Plenarsitzung der LVII. COSAC, die 2017 in Malta stattfand, war der Rolle der
nationalen Parlamente in der Zukunft der EU eine ganze Sitzung gewidmet. In dieser Sitzung
erklarte Mairead McGuinness, Erste Vizepréisidentin des Europédischen Parlaments, dass die
nationalen Parlamente im Mittelpunkt der Entscheidungsfindung der Europédischen Union stehen
sollten. Sie rief die nationalen Parlamente zu mehr Starke sowohl innerhalb der EU als auch in
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threr Partnerschaft mit dem FEuropdischen Parlament auf, das bereit sei, mit ihnen
zusammenzuarbeiten, auch auf Ebene der politischen Familien. In der anschlieBenden Debatte
wie auch im 27. Halbjahresbericht der COSAC vertrat die Mehrzahl der Delegierten die Ansicht,
dass eine bessere interparlamentarische Zusammenarbeit und eine wirksamere Kontrolle
wihrend des Gesetzgebungsprozesses das europdische Projekt weiter fordern konnten.

Im Beitrag der LVIII. COSAC, der unter estnischem Vorsitz auf der Grundlage der Debatten des
COSAC-Plenums und der Ergebnisse des 28. Halbjahresberichts der COSAC angenommen
wurde, wird anerkannt, dass die EU Entschlossenheit braucht, um die Einheit zu bewahren. Die
COSAC forderte, Entscheidungen zur Zukunft der EU mit dem grof8tmdglichen Engagement
aller Mitgliedstaaten und Biirger zu treffen.

In der Sitzung zur Zukunft der Europdischen Union sprachen sich Kersti Kaljulaid, Prasidentin
der Republik Estland, Michel Barnier, EU-Chefunterhéndler fiir den Brexit, und Danuta Hiibner,
Vorsitzende des Ausschusses flir konstitutionelle Fragen (AFCO) des Europédischen Parlaments,
fiir eine politische Vision und eine positive und vorausschauende Agenda zu folgenden Punkten
aus: Starkung des Euro-Raums, Vertiefung der Wirtschafts- und Wahrungsunion, eine echte
gemeinsame Verteidigungspolitik, eine Haushaltskapazitit zur Reaktion auf innere und duflere
Bedrohungen, eine tragfihige soziale Dimension des Binnenmarktes, eine effiziente
Migrationspolitik und eine solide Sédule der sozialen Rechte. Die Vorsitzende des AFCO-
Ausschusses stellte fest, dass wihrend der gesamten Entwicklung der EU Krisen zu einem
entschlossenen politischen Handeln bei gemeinsamen Vorhaben gefiihrt hitten. Die Standige
Strukturierte Zusammenarbeit im Bereich von Sicherheit und Verteidigung (SSZ) habe gezeigt,
dass sich die Mitgliedstaaten trotz ihrer unterschiedlichen Sichtweisen einig waren, dass es eines
gemeinsamen Handelns bedurfte, um einer gemeinsamen existenziellen Bedrohung die Stirn zu
bieten. In den meisten Redebeitrdgen in den nachfolgenden Debatten wurde darauf hingewiesen,
dass die Union gebiihrend anerkannt werden muss und ihr nicht die Schuld fiir die Schwichen
der nationalen Regierungen gegeben werden darf.

Im Oktober 2017 veranstaltete der Ausschuss fiir konstitutionelle Fragen eine
interparlamentarische Ausschusssitzung zur Zukunft Europas, insbesondere zu den Vorschlagen
des Europédischen Parlaments und dem Weillbuch der Kommission, in dem fiinf Szenarien fiir
die Zukunft Europas dargestellt sind. Im Zentrum der Sitzung standen zwei themenbezogene
Diskussionsrunden: die erste zur Vertiefung der Wirtschafts- und Wéhrungsunion, der Zukunft
der EU-Finanzen und der sozialen Dimension, die zweite zur Zukunft der europdischen
Verteidigung und der Nutzung der Globalisierung.

Der Austritt des Vereinigten Konigreichs war Teil der allgemeineren Diskussionen {iber die
Zukunft der EU. 2017 verabschiedete das Europdische Parlament drei EntschlieBungen zum
Stand der Verhandlungen mit dem Vereinigten Konigreich: am 5. April 2017, am 3. Oktober
2017 und am 13. Dezember 2017. Die Zustimmung des Europdischen Parlaments ist geméf dem
Vertrag sowohl in Bezug auf das Abkommen iiber den Austritt als auch in Bezug auf jede
kiinftige Beziehung zwischen dem Vereinigten Konigreich und der EU erforderlich.

2017 tberstieg die Zahl der offiziellen bilateralen Besuche nationaler Parlamente der EU in
Briissel zum Thema Brexit, auch im Europdischen Parlament, wiederholt die Zahl der Besuche
zu anderen Themen. Folgende MdEP erhielten die meisten Besuche: Mairead McGuinness, Erste
Vizeprasidentin des Europdischen Parlaments, Guy Verhofstadt, Vorsitzender der ALDE-
Fraktion und Beauftragter des Européischen Parlaments fiir die Verhandlungen iiber den Brexit,
sowie Danuta Hiibner, Vorsitzende des Ausschusses filir konstitutionelle Fragen des
Europdischen Parlaments.
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Uber den Brexit wurde 2017 auch in den institutionellen interparlamentarischen Gremien bei
verschiedenen Konferenzen, darunter der COSAC und der Konferenz der Prisidenten der
Parlamente der EU, gesprochen. Dennoch waren die Uberlegungen zur Zukunft der EU und nicht
der Brexit als solches ein vorherrschendes Thema.

2.2 Die Rolle der nationalen Parlamente bei der Verbesserung der Kommunikation mit
den Biirgerinnen und Biirgern zu EU-Themen

Die Parlamente der EU-Mitgliedstaaten konnen ihren reichen Erfahrungsschatz und ihre
Kenntnisse in die laufende Debatte iiber die Verbesserung der Leistung, Transparenz und
Kommunikation der Europdischen Union einbringen.

Die Diskussion iiber die Zukunft der EU auf der Plenarsitzung der LVII. COSAC in Malta zeigte,
dass die demokratische Komponente der EU erneut bekréftigt und sichergestellt werden muss
und dass die européischen Biirger an der Diskussion iiber die Zukunft des gemeinsamen Projekts
umfassend beteiligt sind.

Im Kapitel ,,Die Européische Union den Biirgern ndherbringen* des Beitrags der LVIII. COSAC,
der unter estnischem Vorsitz angenommen wurde, wurde betont, dass die nationalen Parlamente
in die Debatten und den politischen Entscheidungsprozess im Zusammenhang mit der Zukunft
der EU einbezogen und integriert werden miissen, da dies zur erforderlichen demokratischen
Legitimitdt des Prozesses beitrdgt. Die nationalen Parlamente wurden aufgefordert, die
erforderlichen Instrumente fiir eine friihzeitige Konsultation und direkte Beteiligung der Biirger
bereitzustellen, und nachdriicklich aufgefordert, die Kommunikation iiber die EU zu verbessern.
Die COSAC stellte fest, dass durch eine groflere Anzahl an Debatten liber EU-Fragen die
Sichtbarkeit der EU erh6ht wird und die Biirger die Moglichkeit erhalten, mehr iiber die Agenda
der EU sowie die Haltung der Parteien zu diesen Fragen zu erfahren. Sie forderte die nationalen
Behorden zudem auf, fiir die Wahl zum Européischen Parlament zu werben, und die politischen
Parteien, vor der Wahl zum Européischen Parlament im Jahr 2019 politische Debatten iiber die
zentralen Fragen zu flihren.

In der jlingsten Zeit wurden neue Initiativen konzipiert, mit denen die Botschaft der EU den
Biirgerinnen und Biirgern ndhergebracht wird. Biirgeranhérungen, politische Debatten mit
Berichterstattung in den nationalen Medien und besondere parlamentarische Ausschiisse, die
sich mit der Frage der Zukunft der EU beschiftigen, wurden bereits in verschiedenen
Parlamenten durchgefiihrt bzw. eingesetzt. Mehrere bilaterale Besuche zu diesen Themen
wurden 2017 vom Europdischen Parlament veranstaltet, insbesondere auf Initiative der
franzosischen Nationalversammlung.

Die parlamentarische Agenda den Biirgern im modernen Zeitalter ndherzubringen war auch ein
Thema der Konferenz der Priasidenten der Parlamente der EU, die 2017 in der Slowakei stattfand
(siehe Kapitel 3.2).

In den von der Konferenz angenommenen Schlussfolgerungen bekriftigten die Prasidenten ihre
Verpflichtung zur parlamentarischen  Offenheit, welche die Transparenz des
Gesetzgebungsprozesses gewihrleistet und das offentliche Eigentum an parlamentarischen
Informationen anerkennt.

Ferner erkannten die Prisidenten an, dass den nationalen Parlamenten sowie dem Europdischen
Parlament eine wesentliche Bedeutung zur Uberwindung der Kluft zwischen Biirgern und Politik
sowie dabei zukommt, der Offentlichkeit die europdische und die nationale Politik zu vermitteln.
Eine bessere Vermittlung der =zahlreichen positiven Ergebnisse der europdischen
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Politikgestaltung und der effizienten Arbeitsweise der europdischen Institutionen gemil3 den
Vertragen konnte auch dazu beitragen, einer europafeindlichen Haltung, Hassreden, Fake News
und Desinformation entgegenzuwirken.

In den Diskussionen verwies das Europdische Parlament auf die Wichtigkeit einer aktiven
Beteiligung der europdischen Biirgerinnen und Biirger an den Wahlen zum Europdischen
Parlament, die eine Plattform fiir eine konstruktive, informative und integrative Debatte {iber die
Zukunft der Union bietet.

2.3 Die Zukunft der EU als globaler Akteur im Kontext der derzeitigen globalen
Veranderungen

Damit die Europdische Union die derzeitigen Herausforderungen, insbesondere Bedrohungen
der Sicherheit, angehen und bewiéltigen kann, muss sie ihre Verantwortung auf der
internationalen Biithne wahrnehmen, ein globaler und wertebasierter globaler Akteur sein und
Handlungsfahigkeit besitzen.

Das Européische Parlament forderte in seinen EntschlieBungen die Union auf, ihre Bemiihungen
um die Begriindung einer konkreten Zusammenarbeit innerhalb des Rahmens der Gemeinsamen
AuBlen- und Sicherheitspolitik (GASP) und der Gemeinsamen Sicherheits- und
Verteidigungspolitik (GSVP) zu verstirken. Um die zunehmenden Herausforderungen zu
meistern, muss die EU das gesamte Spektrum der verfiigbaren politischen Instrumente -
Diplomatie, Entwicklungszusammenarbeit, zivile und wirtschaftliche Instrumente,
Krisenpravention und Post-Konflikt-Strategien sowie friedenserhaltende und friedensschaffende
MafBnahmen - nutzen.

2017 setzte sich das Europidische Parlament wiederholt fiir die schrittweise Festlegung einer
gemeinsamen Verteidigungspolitik, die Einrichtung des Europdischen Verteidigungsfonds und
die Entwicklung der Stindigen Strukturierten Zusammenarbeit (SSZ) innerhalb des Rahmens
der EU ein. Es stellte fest, dass die Wirksamkeit der GSVP-Missionen und Operationen, des
Krisenmanagements und der Praventionsmissionen sowie der MaBBnahmen zur Bekdmpfung des
internationalen Terrorismus erhoht werden muss. Ferner forderte es die Verbesserung der
Cybersicherheit und die Intensivierung der strategischen Partnerschaft zwischen der EU und der
NATO.

Diese Themen standen groftenteils auf der Agenda der interparlamentarischen Treffen, die das
Europdische Parlament und die Vorsitz-Parlamente veranstalteten. Unter den Teilnehmern
bestand Einigkeit dariiber, dass eine ehrgeizige au3enpolitische Agenda umgesetzt werden muss.

Gespriche fanden in der spezialisierten Interparlamentarischen Konferenz iiber die Gemeinsame
AuBen- und Sicherheitspolitik und die Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik (siche
Kapitel 4.2) und in den iiblichen Sitzungen der zustdndigen Ausschiisse des Europdischen
Parlaments statt. Die Verbindung zwischen duBerer und innerer Sicherheit und die externe
Dimension der Migration wurden auch in den Debatten der interparlamentarischen
Ausschusssitzungen, veranstaltet vom Ausschuss fiir biirgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres
(LIBE) des Européischen Parlaments, untersucht, wohingegen die Konferenz der Prédsidenten
der EU-Parlamente der Frage der EU auf der internationalen Biihne nachging. Die Erkenntnisse
der hochrangigen Redner von EU und internationalen Institutionen, Ministerien, nationalen
Parlamenten sowie internationalen Stiftungen und Forschungszentren waren duf3erst wertvoll.

2017 fiihrte die Europdische Kommission eine umfangreiche Bewertung der EU-
Sicherheitspolitik durch, die drei thematische Priorititen der Europdischen Sicherheitsagenda,
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Terrorismus bekdmpfen und Radikalisierung vorbeugen, Bekdmpfung der organisierten
Kriminalitdit und Bekdmpfung der Cyberkriminalitit, umfasste. Auf Ersuchen des fiir die
Sicherheitsunion zustindigen Kommissionsmitglieds Julian King veranstaltete der LIBE-
Ausschuss einen Meinungsaustausch mit Vertretern der nationalen Parlamente und der
Zivilgesellschaft, da deren Beitrag als wertvolle Erganzung der Bewertung betrachtet wurde. Die
Diskussion drehte sich um die Effizienz/Ineffizienz der bestehenden Maflnahmen zur
Bekdmpfung des Terrorismus und des organisierten Verbrechens, ihre Auswirkungen auf die
Grundrechte und die notwendige Anpassung der Sicherheitsagenda an die sich entwickelnden
Tendenzen. Im Rahmen der LVIII. COSAC gab Kommissionsmitglied Julian King einen
umfassenden Uberblick iiber den Stand der Sicherheitsunion und forderte die nationalen
Parlamente auf, Rechtsvorschriften fristgemall umzusetzen; dabei betonte er, dass politischer
Wille und echtes Engagement bei der Realisierung der vereinbarten Losungen notwendig seien.
Julian King sagte aulerdem zu, die Besuche bei nationalen Parlamenten fortzusetzen, forderte
jedoch einen strategischen Dialog mit ihnen im Hinblick auf eine breitere Sicherheitslandschatft.

Im Kapitel ,,Aufbau einer wirksamen und zukunftsfahigen Sicherheitsunion* des Beitrags der
LVII. COSAC sprach sich die COSAC deutlich fiir den Austausch von Informationen und
nachrichtendienstlichen Erkenntnissen, die Interoperabilitit der Informationssysteme, die rasche
Durchfiihrung von Maflnahmen zur Bekdmpfung des Terrorismus, die Behandlung der Ursachen
fiir Extremismus und die Verbesserung der Sicherheit an den AuBBengrenzen aus.

In den Schlussfolgerungen der Konferenz der Prédsidenten der Parlamente der EU, die im
April 2017 in Bratislava stattfand, kommt das Ergebnis der auf der Konferenz gefiihrten Debatte
auf hochrangiger Ebene iiber die Zukunft der EU als globaler Akteur zum Ausdruck (siche
Kapitel 3.2). Die Prisidenten riefen zu einer engeren Zusammenarbeit mit globalen Partnern und
der Europidischen Nachbarschaft auf, um globale Bedrohungen und Herausforderungen zu
bekdmpfen. Sie unterstrichen die Wichtigkeit der transatlantischen Bande und einer engeren
Verteidigungszusammenarbeit. Die Prédsidenten erkannten an, dass trotz der bestehenden
internen Herausforderungen die Frage der Erweiterung und der Nachbarschaft der Europdischen
Union, eine Voraussetzung fiir die Stabilisierung der Region und die Stirkung der
demokratischen Institutionen dieser Lénder, auf der Tagesordnung bleiben miisse.

Das Européische Parlament forderte in seinen EntschlieBungen ferner, die Stabilitit und den
Wohlstand in der Nachbarschaft der EU durch Initiativen zu férdern, mit denen Entwicklung,
Demokratie, verantwortungsvolle Regierungsfiihrung und Rechtsstaatlichkeit begiinstigt
werden. Aus diesen Griinden hat das Européische Parlament den Gedanken unterstiitzt, die
Verhandlungen iiber die Erweiterung durch die Stdrkung der sozialen, politischen und
wirtschaftlichen Stabilitdt und die Demokratie in den Kandidatenldndern ohne Zugesténdnisse
bei den Kopenhagener Beitrittskriterien voranzutreiben. Der Ausschuss fiir auswértige
Angelegenheiten des Européischen Parlaments (AFET) diskutierte in der Interparlamentarischen
Ausschusssitzung im November 2017 iiber die Perspektiven der EU-Integration und den
Beitrittsprozess der westlichen Balkanstaaten - ein frithzeitiger Austausch zu einem Thema, das
als eine der Hauptpriorititen des bulgarischen Vorsitzes angekiindigt war.

Um die Politik der Entwicklungszusammenarbeit effizienter zu gestalten und Kohérenz und
Konsistenz zwischen der Entwicklungs- und der Sicherheitspolitik zu gewéhrleisten, forderte
das Europdische Parlament, die Agenda 2030 fiir nachhaltige Entwicklung und Politikkohédrenz
im Interesse der Entwicklung in die externen und internen Politikbereiche der EU einzubauen.
Der Entwicklungsausschuss des FEuropdischen Parlaments (DEVE) veranstaltete eine
Interparlamentarische Ausschusssitzung zum Européischen Konsens fiir Entwicklung und zu
den Zielen fiir nachhaltige Entwicklung.
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Das derzeitige Sicherheitsumfeld erfordert eine kohédrente Mobilisierung aller aullenpolitischen
Instrumente der EU. Die EU sollte mit einer Stimme sprechen, gemeinsam handeln und ihre
Ressourcen auf strategische Prioritdten ausrichten. Die nationalen Parlamente werden sich zu
diesen Themen in den nédchsten Jahren zweifellos Gehor verschaftfen.

2.4 Gemeinsame parlamentarische Kontrolle iiber Europol: Fortschritte bei den
praktischen Modalitiiten

In den Debatten iiber eine wirksame polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit, einschlie3lich
des rechtzeitigen Informationsaustauschs zwischen einzelstaatlichen Behorden durch Europol
und Eurojust, wurde bestdtigt, dass die Gespriche iliber die praktischen Modalititen fiir die
parlamentarische Kontrolle iiber Europol dringend abgeschlossen werden miissen. Im Jahr 2017
wurden einige wichtige Schritte zur Einrichtung des Gemeinsamen Parlamentarischen
Kontrollausschusses flir Europol durch die Konferenz der Prasidenten der Parlamente der EU
eingeleitet; am 9.-10. Oktober 2017 fand die konstituierende Sitzung dieses neuen gemeinsamen
Gremiums statt, in dem das Europdische Parlament und die nationalen Parlamente vertreten sind.

Nach einem ausgedehnten Konsultationsprozess der nationalen Parlamente durch die Vorsitz-
Troika, die Prédsidenten der Parlamente der EU und das Europidische Parlament wurde der
Kontrollausschuss in der Sitzung vom 24. April 2017 eingerichtet und mit der Festlegung seiner
genauen Organisation und seiner Geschiftsordnung beauftragt.

Nach der konstituierenden Sitzung im Oktober 2017 im Europdischen Parlament in Briissel
bereitete der Ko-Vorsitz des Kontrollausschusses (Europdisches Parlament und estnisches
Parlament) den Entwurf einer Geschéftsordnung vor, zu dem schriftliche Anderungsantrige
eingereicht werden konnten. Mehrere nationale Parlamente legten Anderungsantrige zu dem
Entwurf vor, darunter zu Fragen wie dem Beschlussfassungsprozess des Kontrollausschusses
und den Rollen der Vorsitz-Troika und des Sekretariats.

Da Dianemark aufgrund des Ergebnisses seines Referendums nicht an der Annahme der Europol-
Verordnung beteiligt war, wurde der didnische Vorsitz eingeladen, an der konstituierenden
Sitzung des Kontrollausschusses als Beobachter teilzunehmen. Der Ausschuss fiir européische
Angelegenheiten des didnischen Parlaments wandte sich jedoch vor der konstituierenden Sitzung
an die Ko-Vorsitzenden und wiederholte seinen Wunsch, dem Kontrollausschuss als
vollwertiges Mitglied anzugehdren.

In dem Versuch, ein Gleichgewicht zwischen den verschiedenen Positionen zu finden und die
mogliche Annahme der Geschéiftsordnung zu erleichtern, liberarbeiteten die Ko-Vorsitzenden
den Entwurf der Geschéftsordnung entsprechend der Mehrzahl der in der Sitzung zum Ausdruck
gebrachten Standpunkte.

Obwohl die Mehrheit der Parlamente dem vorgeschlagenen Kompromiss offen gegentiber stand,
wurde zu der iiberarbeiteten Fassung des Wortlauts kein Konsens gefunden.

Die Annahme der Geschiftsordnung wurde auf die darauffolgende Sitzung vertagt.”

? Die Sitzung fand am 18. und 19. Mérz 2018 in Sofia, Bulgarien, statt und wurde mit der erfolgreichen Annahme
der Geschiftsordnung abgeschlossen.
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2.5 Die externe Dimension der Migration

Die Migration war im Jahr 2017 weiterhin beherrschendes Thema der EU-Politik. Die EU hat
schrittweise ein umfassendes und wirksames Konzept entwickelt, das interne und externe
MaBnahmen umfasst. Das Europdische Parlament wies wiederholt auf den Grundsatz der
Solidaritit und der gerechten Teilung der Verantwortung im Zusammenhang mit der Migration
hin und erklérte, dass die Rettung von Leben oberste Prioritit haben muss. Gespriache auf
globaler Ebene zu den neuen Globalen Pakten fiir Migration und Fliichtlinge gaben der EU die
Moglichkeit, liber eine strategische langerfristige Perspektive fiir die Migration nachzudenken.

2017 stand die externe Dimension der Migration im Mittelpunkt der interparlamentarischen
Diskussionen. In mehreren Foren fand ein lebhafter Austausch mit Parlamentariern, Fachleuten
und Mitgliedern der Exekutive der EU und der nationalen Ebene statt.

Der maltesische Ratsvorsitz der EU erhob die Migration, auch im Rahmen seiner
parlamentarischen Dimension, zu einer seiner Prioritdten. Im Rahmen der Plenarsitzung der
LVII. COSAC fand eine Sitzung zum Thema Migration statt, der Schwerpunkt lag dabei auf der
Bekdmpfung von Menschenschmuggel und Menschenhandel sowie der Festlegung einer
humanen und wirksamen Riickkehr- und Riickiibernahmepolitik. Die Diskussion fand zum
richtigen Zeitpunkt statt, da in der Erkldarung der Staats- und Regierungschefs von Malta vom
3. Februar 2017 auf die Bemiihungen um die Stabilisierung Libyens und den Aufbau von
Kapazititen zur Bekdmpfung von Schleusung und Menschenhandel hingewiesen wurde.

Im 27. Halbjahresbericht der COSAC wurde hervorgehoben, dass eine Mehrheit der nationalen
Parlamente den EU-Aktionsplan gegen die Schleusung von Migranten (2015-2020) und die
Strategie der EU zur Beseitigung des Menschenhandels (2012-2016) erortert hatte.

In seinem Einfilhrungsvortrag erkliarte George Vella, der maltesische AuBenminister, die
wichtigsten Herausforderungen im Zusammenhang mit dem Phdnomen Migration bestlinden in
der Entstehung neuer Routen, der Zunahme junger unbegleiteter Migranten und des sich
andernden Geschiftsmodells von Menschenhédndlern. Er beschrieb die Zusammenarbeit mit
Drittstaaten, insbesondere bei Riickkehr und Riickiibernahme, als strategisches Vorgehen, um
eine wirksamere und humanere Steuerung der Migration sicherzustellen. Ferner betonte er, dass
die legale Migration gefordert werden miisse.

Maite Pagazaurtundiia Ruiz, Mitglied des LIBE-Ausschusses des Europdischen Parlaments,
verteidigte die Position des Europdischen Parlaments im Hinblick auf Solidaritdt und Wahrung
der Grundrechte und erklirte, dass Europa eine harmonisierte Migrationspolitik entwickeln
miisse, die von ethischen Grundsitzen, Menschenrechten und der Wiirde des Menschen geleitet
ist. Sie betonte ferner, dass legale Migrationskandle gefordert werden miissten, um so als
Abschreckung fiir die Schleusung zu wirken.

Lucio Romano, stellvertretender Vorsitzender des Ausschusses fiir europapolitische
Angelegenheiten des italienischen Senats, erlduterte das Ergebnis des Besuchs einer Delegation
der COSAC im Hotspot in Pozzallo, Sizilien, der am 5. und 6. Mai 2017 auf Initiative des
italienischen Parlaments stattfand. Mit dem Besuch, der eine vollig neue Art der Téatigkeit der
COSAC darstellte, sollte das Bewusstsein der nationalen Parlamentarier fiir die Herausforderung
der Migration und die Notwendigkeit eines gesamteuropédischen Ansatzes geschérft werden, der
die Werte der Solidaritit und der Menschenrechte beriicksichtigt. 28 Abgeordnete aus
18 Mitgliedstaaten nahmen an dem Besuch teil. Anwesend waren ferner mehrere MdEP, die
Prasidenten von vier Regionalrdten im Namen der italienischen Regionen und 11 italienische
Abgeordnete.
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Aufbauend auf dem Austausch in Malta nahm der estnische COSAC-Vorsitz eine Sitzung mit
dem Titel ,,The external dimension of migration - preventing and combating irregular migration*
(Die externe Dimension der Migration: Pravention und Bekdmpfung von illegaler
Einwanderung) in die Tagesordnung der Plenarsitzung der LVIII. COSAC auf.

Das Ergebnis der Gespréache und die Erkenntnisse des 28. Halbjahresberichts der COSAC kamen
im Beitrag der LVIII. COSAC zum Ausdruck. Im Kapitel zur Migration wurden im Beitrag der
COSAC die Bedeutung von Entwicklungshilfe fiir die Transit- und Ursprungslédnder, die
notwendige Stiarkung des EU-Treuhandfonds fiir Afrika und der neuen Investitionsoffensive fiir
Drittldnder sowie die Unterstiitzung der fortlaufenden MaBinahmen der EU zur Privention und
Bekdmpfung der kriminellen Tétigkeit von Schmugglern und Menschenhédndlern
hervorgehoben. Ferner wurde betont, dass eine Einigung in Bezug auf den legislativen Rahmen
des Gemeinsamen Europdischen Asylsystems erreicht, die Mechanismen der
Riickfiihrungspolitik der EU gestirkt und die Riickiibernahmeabkommen der EU mit Drittstaaten
gegeniiber allen EU-Mitgliedstaaten uneingeschrankt und ohne Diskriminierung umgesetzt
werden miissen. Uberdies wurde auf die Wichtigkeit legaler Zugangswege als Alternative zu
illegalen und gefahrlichen Reisen verwiesen.

Die Interparlamentarische Konferenz fiir die Gemeinsame Aufen- und Sicherheitspolitik und die
Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik befasste sich ebenfalls mit der externen
Dimension der Migration.

Auf der Konferenz, die im ersten Halbjahr 2017 in Malta stattfand, wurde iiber die Antwort
Europas auf die Instabilitdit und Bedrohungen im siidlichen Mittelmeer und im Nahen Osten
diskutiert. Bei der Sitzung waren der EU-Koordinator fiir die Terrorismusbekdmpfung, der Hohe
Fliichtlingskommissar der Vereinten Nationen und der Geschéftsfithrer des International
Institute for Justice and the Rule of Law Foundation vertreten. Einer der Workshops der
Konferenz hatte den Titel ,,EU’s Migration Policy in 2017 and beyond* (EU-Migrationspolitik
im Jahr 2017 und dariiber hinaus).

In dhnlicher Weise wurden bei der Interparlamentarischen Konferenz fiir die GASP und die
GSVP in Estland migrationsbezogene Fragen in der Sitzung mit dem Titel ,,Situation entlang der
EU-Grenzen* erortert, in der Sven Mikser, AuBenminister der Republik Estland, die Hauptrede
hielt. Die Ergebnisse der Gesprache wurden in die jeweiligen Kapitel der Schlussfolgerungen
des maltesischen Vorsitzes und die Zusammenfassung des estnischen Vorsitzes aufgenommen,
die am Ende der Konferenzen angenommen wurden.

Im Februar 2017 veranstaltete der Ausschuss fiir biirgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres im
Rahmen seiner Arbeit an der Reform des Gemeinsamen Europdischen Asylsystems die
Interparlamentarische Ausschusssitzung ,,Die dritte Reform des Gemeinsamen Europdischen
Asylsystems - Stellen wir uns der Herausforderung!*“. Die Sitzung bot ein Forum fiir einen
fruchtbaren Austausch zwischen Mitgliedern des Europdischen Parlaments und nationaler
Parlamente sowie Fachleuten. Im Zentrum mehrerer Sitzungen und parallel stattfindender
Workshops standen die gerechte Verteilung von Asylbewerbern, die Konzepte des sicheren
Herkunftsstaats und des sicheren Drittstaats, die Verwaltungszusammenarbeit im Rahmen von
Dublin und der Schutz minderjéhriger Migranten.
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2.6 Interparlamentarische Zusammenarbeit bei institutionellen Fragen

2017 unternahmen die Parlamente der EU anhaltende Anstrengungen, um neben der
Zusammenarbeit bei politischen und legislativen Angelegenheiten die Zusammenarbeit bei
institutionellen Fragen zu verbessern. Die interparlamentarische Zusammenarbeit beim
jéhrlichen Arbeitsprogramm der Europdischen Kommission und bei der Transparenz des
Entscheidungsfindungsprozesses stand zuoberst auf der Tagesordnung.

Die Gespriche, die auf den Ergebnissen des Austauschs friitherer Jahre aufbauten, fiihrten zu
konkreten Initiativen der Zusammenarbeit.

2.6.1 Interparlamentarische Zusammenarbeit beim jiahrlichen Arbeitsprogramm der
Kommission

Entsprechend dem im Beitrag der LV. COSAC im April 2017 unterbreiteten Vorschlag legte der
maltesische COSAC-Vorsitz der Kommission eine kombinierte Liste von Prioritidten vor, die
anhand der Beitrdge der Parlamente erstellt worden war.

Eines der Treffen der COSAC-Vorsitzenden unter maltesischem Ratsvorsitz war der
interparlamentarischen Zusammenarbeit beim jdhrlichen Arbeitsprogramm der Europdischen
Kommission 2017 gewidmet, das Gesprich bot einen Einblick in die Sichtweisen des
Europdischen Parlaments und der nationalen Parlamente.

Bastiaan van Apeldoorn, Vorsitzender des Ausschusses fiir europdische Angelegenheiten des
niederldndischen Senats, erlduterte in seiner Rede das Verfahren der Auswahl von Priorititen im
niederldndischen Senat und das Potenzial fiir interparlamentarische Zusammenarbeit beim
jéhrlichen Arbeitsprogramm der Kommission. Seines Erachtens fiihrte die Auswahl vorrangiger
Vorschldge zur Priifung unter anderem zu einer stirkeren Ausrichtung auf die Arbeit von
Ausschiissen, einem Schwerpunkt auf Vorschligen in einem frilhen Stadium des
Gesetzgebungsprozesses, der automatischen Aufnahme in die Tagesordnung der Ausschiisse und
einem daraus folgenden Zeitgewinn und der Moglichkeit flir Interessentrager, in einer frithen
Phase Beitrdge zu leisten. Die nationalen Parlamente wurden aufgefordert, sich iiber das
jéhrliche Arbeitsprogramm abzustimmen und gemeinsam tédtig zu werden und damit dazu
beizutragen, die demokratische Legitimitédt der EU zu stirken.

Danuta Hiibner, Vorsitzende des Ausschusses fiir konstitutionelle Fragen des Europdischen
Parlaments und Ko-Vorsitzende der Delegation des Europédischen Parlaments bei der COSAC,
erlauterte den Standpunkt des Europdischen Parlaments und bestitigte die Wichtigkeit des
interinstitutionellen Rahmens fiir die gemeinsame Arbeit an den Priorititen der EU und die
dringend erforderliche Beteiligung nationaler Parlamente. Sie vertrat die Ansicht, dass das
jéhrliche Arbeitsprogramm der Kommission im Rahmen des mehrjédhrigen Programms
betrachtet und als ein Kreislauf von der Vorbereitung bis zur Umsetzung tiberwacht werden
muss. Eine solide interinstitutionelle Zusammenarbeit, die mit der Einfilhrung der
Interinstitutionellen Vereinbarung iiber bessere Rechtsetzung von 2016 begonnen habe, und die
gemeinsame Erklarung zu den legislativen Prioritdten der EU konnten die Grundlage fiir kiinftige
Gespréche iiber die Priorititen der EU bilden. Danuta Hiibner rief die nationalen Parlamente auf,
zu entscheiden, wie sie ausgehend von ihrer Erfahrung Einfluss auf das Arbeitsprogramm
nehmen wollen, und wies auf die einmalige Md6glichkeit hin, Einfluss sowohl auf ihre jeweiligen
Regierungen als auch auf die Kommission zu nehmen. Durch ihre Grundsatzrede konnte
bekréftigt werden, dass das Europdische Parlament bereit ist, die politischen Botschaften der
nationalen Parlamente an die europdische Ebene zu tibermitteln.
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2.6.2 Interparlamentarische Zusammenarbeit bei der Transparenz des
Entscheidungsfindungsprozesses der EU

Die praktische Zusammenarbeit der nationalen Parlamente mit dem Europdischen Parlament und
untereinander stand auf der Tagesordnung der Plenarsitzung der LVIII. COSAC. In der Sitzung
zum Thema ,,Die Europdische Union den Biirgern ndaherbringen* wurde die Frage des Zugangs
zu Informationen als Voraussetzung fiir die Befdhigung der Biirger, ihr Recht auf Teilhabe am
demokratischen Prozess auszuiiben, ausfiihrlich erértert. Sehr gut aufgenommen wurde die Rede
von Pieter Omtzigt, Mitglied des niederldndischen Parlaments, in der er darauf hinwies, dass die
Transparenz des politischen Entscheidungsfindungsprozesses der EU verbessert werden muss.
Dies wiirde nicht nur den Biirgern zugutekommen, sondern auch ihren Vertretern, die ihre Rolle
der Kontrolle besser wahrnehmen konnten.

Omtzigt machte geltend, dass der Rat gegen die Transparenzbestimmungen der EU verstof3e,
wenn er den Mitgliedern nationaler Parlamente nicht ausreichend Zugang zu Dokumenten und
Abstimmungsergebnissen gewéhre. Die Verhandlungen iiber den Haushalt der EU, den Brexit
oder die Beschliisse der Europiischen Finanzstabilisierungsfazilitdit und des Europdischen
Stabilitditsmechanismus zeigten, dass der Beschlussfassungsprozess der Mitgliedstaaten
undurchsichtig sei, was eine Kontrolle behindere. Ein Positionspapier zur Transparenz der EU,
in dem Mallnahmen dargestellt sind, die den Rechtsetzungsprozess der EU besser zuginglich
machen konnen, wurde den Teilnehmern der COSAC von den Delegationen des
niederlandischen Parlaments unterbreitet. Auf Initiative der Niederlande unterzeichneten
26 Parlamente/Kammern ein gemeinsames Schreiben zur Transparenz der politischen
Beschlussfassung der EU, in dem den EU-Institutionen Empfehlungen vorgelegt werden.

Mit dieser Initiative werden die Bedenken aufgenommen, die zu der im Mérz 2017 eingeleiteten
Untersuchung des Européischen Biirgerbeauftragten fiihrten, in der dem Rat konkrete Fragen
vorgelegt, eine 6ffentliche Konsultation eingeleitet, Akten des Rates gepriift und schlieBlich
Empfehlungen dazu abgegeben wurden, wie die Transparenz des Gesetzgebungsprozesses des
Rates verbessert werden kann.

In den Schlussfolgerungen des Vorsitzes der Konferenz der Prisidenten der Parlamente der EU
2017 in Bratislava bekriftigten die Prasidenten ihre Verpflichtung zur parlamentarischen
Offenheit, welche die Transparenz des Gesetzgebungsprozesses gewdhrleistet und das
offentliche Eigentum an parlamentarischen Informationen anerkennt.

2.6.3 Anwendung der die nationalen Parlamente betreffenden Bestimmungen des Vertrags

Die Fihigkeit der Parlamente der Mitgliedstaaten zur Uberwachung der nationalen Regierungen
wurde durch die interparlamentarische Zusammenarbeit verbessert, die sich dariiber hinaus als
wichtiges Instrument fiir die erfolgreiche und tiefgreifende Einbeziehung der nationalen
Parlamente in den Beschlussfassungsprozess der EU erwiesen hat. Das konstruktive Engagement
der nationalen Parlamente in EU-Fragen wird vom Europdischen Parlament sehr begriiit. Die
Hauptaufgabe der Parlamente besteht darin, die nationalen Regierungen zur Verantwortung zu
ziehen und deren nationale Politik im Rat der EU zu kontrollieren. Sie kdnnen auch eine
Plattform fiir eine echte - 6ffentliche und transparente - nationale Debatte {iber die EU-Politik
ithrer Lander bieten und mit ihren Biirgerinnen und Biirgern kommunizieren.

Knapp ein Jahrzehnt nach der Unterzeichnung des Vertrags von Lissabon hielt es der Ausschuss
fiir konstitutionelle Fragen des Européischen Parlaments fiir an der Zeit, einen Initiativbericht
mit dem Titel ,,Anwendung der die nationalen Parlamente betreffenden Bestimmungen des
Vertrags* (Berichterstatter: Paulo Rangel) auszuarbeiten.
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Der Bericht dient dazu, den Riickgriff auf die bestehenden Regelungen fiir die Beteiligung der
nationalen Parlamente am politischen Prozess der EU zu bewerten. Im Bericht werden mogliche
Verbesserungen dieser Mechanismen untersucht, um die nationalen Parlamente enger in das
Projekt der EU einzubinden. In dem Bericht wird zudem die strukturierte politische Debatte
zwischen der Kommission und den nationalen Parlamenten unter die Lupe genommen.

Nach einigen Workshops, Studien, Beitrdgen der nationalen Parlamente, Arbeitsbesuchen und
einer Interparlamentarischen Ausschusssitzung mit Teilnahme der nationalen Parlamente im
April und einer Abstimmung im AFCO-Ausschuss wurde die EntschlieBung auf der
Plenartagung des Europdischen Parlaments im April 2018 verabschiedet.

3.  Institutionelle parlamentarische Gremien

3.1 Die Konferenz der Ausschiisse fiir Unionsangelegenheiten der Parlamente (COSAC)

COSAC, die Konferenz der Ausschiisse fiir Unionsangelegenheiten der Parlamente der
Europdischen Union, wurde im November 1989 in Paris gegriindet. Sie ist dahingehend
einzigartig, dass sie als einziges interparlamentarisches Forum in den Vertrdgen
(Protokoll Nr. 1 iiber die Rolle der einzelstaatlichen Parlamente in der Europdischen Union)
verankert ist. Das nationale Parlament des Mitgliedstaats, das den Ratsvorsitz innehat,
spielt eine fiihrende Rolle bei der Definition der Richtung und Arbeit der COSAC.
Unterstiitzt wird sie von einer Vorsitz-Troika, deren stindiges Mitglied das Europdische
Parlament ist. Der Vorsitz wird organisatorisch von einem kleinen Sekretariat unterstiitzt,
das im Europdischen Parlament untergebracht ist, und von einem Amtstriger geleitet, der
von einem nationalen Parlament sekundiert wird (, Stindiges Mitglied“). Siehe
WWW.cosac.eu

2017 war im Hinblick auf die Vorsitze der COSAC ein besonderes Jahr fiir die Konferenz. Im
ersten Halbjahr hatte der Beschluss der maltesischen Regierung, vorgezogene Neuwahlen
auszurufen und damit das Parlament aufzul6sen, Auswirkungen auf den maltesischen COSAC-
Vorsitz. Daneben hatte die Entscheidung der britischen Regierung, nach dem Ergebnis des
Referendums von Juni 2016 Artikel 50 des EUV auszuldsen, unmittelbare Folgen fiir die Arbeit
der COSAC. Das Vereinigte Konigreich beschloss, auf den Ratsvorsitz im zweiten Halbjahr
2017 zu verzichten, Estland zog seinen eigenen Ratsvorsitz vor.

Trotz der praktischen Auswirkungen auf die Organisation der Arbeit des parlamentarischen
Gremiums fanden alle Sitzungen der Konferenz wie geplant statt und die Debatten wurden
weiterhin intensiv mit gro3em Einsatz gefiihrt.

Die von den Vorsitzen ausgewdhlten Themen reichten von der blauen Wirtschaft iiber den
digitalen Binnenmarkt bis zur Sicherheitsunion. Die Hauptthemen waren jedoch folgende:
Brexit, Zukunft der EU und die vielschichtige Frage der Migration und der Asylpolitik.

Die nationalen Parlamente bekundeten deutlich ihren Wunsch, iiber den Stand der
Verhandlungen iiber den Brexit angemessen informiert zu werden. In diesem Zusammenhang
hat die Delegation des Europdischen Parlaments auch zu einem Kkontinuierlichen
Informationsfluss beigetragen. Thre Ko-Vorsitzenden, Mairead McGuinness, Erste
Vizeprasidentin des Europdischen Parlaments, und Danuta Hiibner, Vorsitzende des
Ausschusses fiir konstitutionelle Fragen des Européischen Parlaments, haben den Standpunkt
des Europidischen Parlaments zum Beschluss des Vereinigten Konigreichs, aus der EU
auszutreten, und zu den grundlegenden Kriterien fiir die Durchfiihrung der Verhandlungen
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ausfiihrlich dargelegt. Das bedauerliche Ergebnis des Referendums vom Juni 2016 und die
daraus entstehenden Kosten fiir beide Seiten wurden zur Kenntnis genommen. Die Ko-
Vorsitzenden hoben in ihren Beitrdgen zu dieser Frage die wesentlichen Ziele und Benchmarks
hervor: Schutz der grundlegenden Werte und Freiheiten der EU, Sicherstellung der Rechte der
im Vereinigten Konigreich lebenden EU-Biirger und der in der EU lebenden britischen Biirger
sowie die Verpflichtung, eine Storung des Friedensprozesses in Nordirland zu vermeiden. Die
nationalen Parlamente konnten sich auch mit dem Chefunterhidndler der EU fiir den Brexit,
Michel Barnier, austauschen, der seit dem britischen Referendum im Juni 2016 an allen
Plenarsitzungen der COSAC teilgenommen hat.

Die Zukunft der EU nahm auch einen gro3en Teil der Zeit wihrend der Debatten in Anspruch.
Die Sensibilisierung fiir die Notwendigkeit, den EU-Biirgerinnen und Biirgern die Institutionen
der Union und ihre Politik ndherzubringen, wurde als gemeinsame Verantwortung in Angriff
genommen. Dies ist zu einem groen Teil dem unermiidlichen Engagement von Mairead
McGuinness, Erste Vizeprisidentin des Europdischen Parlaments, gegeniiber den nationalen
Parlamenten zu verdanken. Durch das Klima eines erneuerten Vertrauens konnte der Austausch
deutlich intensiviert werden. In diesem Zusammenhang fand die wichtigste Debatte in der
LVIII. Plenarsitzung in Tallinn statt, bei der die Présidentin von Estland, Kersti Kaljulaid, Michel
Barnier und Danuta Hiibner die bemerkenswerten Leistungen des europidischen Projekts und
dessen Schwachstellen hervorhoben, auf die Griinde eingingen, warum bestimmte Themen nicht
mit der entsprechenden Bereitschaft behandelt wurden, und betonten, welchen Mehrwert
gemeinsames Handeln hat, wenn das Ziel die Losung globaler Probleme ist.

Ein Thema, bei dem eine positivere Stimmung nicht automatisch zu wichtigen Entwicklungen
im Hinblick auf mogliche Losungen fiihrte, ist wohl die Frage der Migration. Der Ton der
Debatte hat zwar sicherlich die Schirfe der vergangenen beiden Jahre verloren, doch sind kaum
Zeichen der Konvergenz auszumachen, was eine langfristige Losung anbelangt. Der realistische
Ansatz, der nach Ansicht des Europdischen Parlaments zuweilen minimalistisch ist, erklért die
Perspektiven, die von den Vorsitzen ausgewihlt wurden: die externe Dimension der Migration
und der Aspekt der Sicherheit.

Gleichwohl hat die bessere Atmosphére eingehendere und konkretere Gesprache ermdoglicht.
Dadurch hat die COSAC als gemeinsames Forum aller Parlamente der EU gewonnen.

Bei der LVII. COSAC in Valletta wurde aufgrund des Fehlens einer Delegation des Vorsitzes
mit einem politischen Mandat kein politischer Beitrag angenommen.

Einige der bei den Debatten der COSAC in Valletta erorterten Themen wurden vom estnischen
Vorsitz in den Beitrag der LVIII. COSAC aufgenommen, die von den Delegationen
einvernehmlich durch Akklamation angenommen wurde.

3.2 Die Jahreskonferenz und informelle Konferenzen der Prisidenten der Parlamente
der EU (EU-PPK)

Die Jahreskonferenz der Prdsidenten der Parlamente der EU (EU-PPK) ist auf die im Jahr
2010 angenommenen Leitlinien von Stockholm zuriickzufiihren. Darin ist ein jdhrliches
Treffen vorgesehen, das von dem Mitgliedstaat auszurichten ist, das im jeweiligen Jahr den
Ratsvorsitz im zweiten Halbjahr innehat, und das wdihrend des Friihjahrsratsvorsitzes des
Folgejahrs stattfinden soll. Die Konferenz verabschiedet unverbindliche Ratsvorsitz-
Schlussfolgerungen. Ihr obliegt auferdem die Beaufsichtigung der Koordinierung von
interparlamentarischen EU-Aktivitditen. Es kénnen zwar auflerordentliche EU-PPK-Sitzungen
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einberufen werden, aber im Jahr 2017 wurde dieses Format durch einen informellen
Prdsidenten-Gipfel ersetzt. Siehe www.ipex.eu

Die jdhrliche Konferenz der Prasidenten der Parlamente der EU fand am 23.-24. April 2017 in
Bratislava statt. Den Vorsitz hatte Andrej Danko, Priasident des Nationalrats der Slowakischen
Republik, inne.

Die Konferenz gliederte sich in zwei Sitzungen: eine erste zur Zukunft der EU als globaler
Akteur und zur Rolle der nationalen Parlamente, eine zweite zum Austausch bewdhrter
Verfahrensweisen zur Herstellung groBerer Ndhe parlamentarischer Arbeit zum Biirger. Ein
ganz konkretes Thema dieser Konferenz war jedoch die Einigung iiber die Modalitéten fiir die
Einrichtung des Gemeinsamen Parlamentarischen Kontrollausschusses fiir Europol, fiir die kein
eigener Tagesordnungspunkt auf der Konferenz vorgesehen war. Der Beschluss iiber die
gemeinsame Kontrolle von Europol wurde den Schlussfolgerungen beigefiigt, einvernehmlich
angenommen und bedurfte keiner Aussprache im Plenum der Konferenz.

Zur Zukunft Europas im Kontext der derzeitigen internationalen geopolitischen Verdnderungen
betonten die Parlamentsprisidenten die Notwendigkeit einer auf globaler Ebene stirkeren
Europdischen Union, was ausgewogene Beziehungen auf der Grundlage internationaler Regeln
und Normen erfordere, sowie gemeinsame Anstrengungen und verbesserte Zusammenarbeit mit
globalen Partnern und der Europdischen Nachbarschaft, um globale Bedrohungen und
Herausforderungen zu bewiltigen. Die Parlamentsprésidenten stellten fest, dass dies nur erreicht
werden konne, wenn die EU gemeinsam handelt. In diesem Zusammenhang nahmen die
Parlamentspriasidenten die Bemiihungen einiger Mitgliedstaaten um eine engere
Verteidigungszusammenarbeit zur Kenntnis, ein Thema, das auf der Tagesordnung der EU-
PKK 2018 stehen werde.

Um den Biirgern die parlamentarische Arbeit ndher zu bringen, erkannten die
Parlamentsprisidenten an, dass biirgerschaftliches Engagement und Teilnahme am politischen
Leben wichtige Eckpfeiler der Demokratie sind und dass den nationalen Parlamenten sowie dem
Europdischen Parlament eine wesentliche Bedeutung zur Uberwindung der Kluft zwischen
Biirgern und Politik zukommt. Die Parlamentsprédsidenten waren der Auffassung, dass auf allen
institutionellen Ebenen - auf nationaler wie europédischer - noch mehr zu leisten ist, um Europa
den Biirgerinnen und Biirgern auf nachvollziehbare und attraktive Weise niher zu bringen, wobei
die den Europédern gemeinsame Geschichte und Werte betont wird. Die Parlamentspréasidenten
sind der Ansicht, dass die Stiarkung der sozialen Dimension der nationalen und europdischen
Politik dieses Ziel erheblich fordern kann.

AufBlerordentliche EU-PPK anlisslich des 60. Jahrestags der Unterzeichnung der
Romischen Vertrage

Vor dem Hintergrund des Brexit und der schweren Krise, in der sich die EU 2016 befand, trafen
die Prisidenten der Parlamente der EU zu einer auBlerordentlichen Konferenz im Gedenken an
die Unterzeichnung der Romischen Vertrdge vor sechzig Jahren und als Akt der Einheit
zusammen. Die auBlerordentliche Konferenz fand in den Réaumlichkeiten der italienischen
Kammern unter der Schirmherrschaft der Prasidentin der italienischen Abgeordnetenkammer,
Laura Boldrini, und des Prisidenten des italienischen Senats, Pietro Grasso, statt.

Das Europdische Parlament war durch seinen neu gewdihlten Prdsidenten Antonio Tajani
vertreten, der auch Hauptredner war. Er betonte, der Schwerpunkt miisse auf der Reform der
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Europdischen Union liegen, um sie zu verbessern, demokratischer zu machen und in die Lage zu
versetzen, den Erwartungen der Biirger gerecht zu werden.

Weitere Redner bei dieser feierlichen Veranstaltung waren Romano Prodi, ehemaliger Président
der Europédischen Kommission, Donald Tusk, Prédsident des Europidischen Rates, Frans
Timmermans, Erster Vizeprdsident der Europdischen Kommission, Giorgio Napolitano,
Prasident Emeritus der Italienischen Republik, Mario Monti, ehemaliges Kommissionsmitglied
und ehemaliger Prasident des Ministerrates, und Paolo Gentiloni, Prisident des italienischen
Ministerrats.

4.
4.1

Interparlamentarischer Dialog

Europiische Parlamentarische Woche und Interparlamentarische Konferenz iiber
Stabilitit, wirtschaftspolitische Koordinierung und Steuerung in der Europiischen

Union (IPC SECG)

Artikel 13 des Vertrags tiber Stabilitdit, Koordinierung und Steuerung in der Wirtschafts- und
Wéihrungsunion (SKS-Vertrag) sieht die Bildung einer interparlamentarischen Konferenz vor,
um die Haushaltspolitik und andere von diesem Vertrag erfasste Angelegenheiten zu
diskutieren. Die Konferenz der Prdsidenten der Parlamente der EU verabschiedete im
Jahr 2015 die Geschidftsordnung der Interparlamentarischen Konferenz iiber Stabilitdit,
wirtschaftspolitische Koordinierung und Steuerung in der Europdischen Union (IPC SECG).
Die Konferenz umfasst alle nationalen Parlamente und das Europdische Parlament. Die
Parlamente diirfen die Grofie und Zusammensetzung ihrer Delegationen frei bestimmen. Siehe

www.ipex.eu

Die Europidische Parlamentarische Woche und die Interparlamentarische Konferenz {iber
Stabilitét, wirtschaftspolitische Koordinierung und Steuerung in der Europdischen Union haben
einen festen Platz im Kalender der interparlamentarischen Tétigkeiten und sind ein echtes Forum

fur

interparlamentarische Debatten in diesen zunehmend wichtigen Politikbereichen.

2017 fand die Europédische Parlamentarische Woche vom 30. Januar bis 1. Februar 2017 in den
Réaumlichkeiten des Europdischen Parlaments in Briissel statt. Wie in den Vorjahren wurden im
Rahmen der Européischen Parlamentarischen Woche 2017 zwei Veranstaltungen durchgefiihrt:

Die Konferenz zum Europdischen Semester, veranstaltet vom Européischen Parlament. Sie
bot Gelegenheit zum Austausch von Informationen iiber bewéhrte Verfahren bei der
Umsetzung der Zyklen des Semesters. Dariiber hinaus eréffneten sich dort Mdglichkeiten fiir
eine verstirkte Zusammenarbeit im Hinblick auf eine griindliche Priifung der Maflnahmen
der Exekutive auf Ebene der Mitgliedstaaten und der Europdischen Union im Rahmen des
Zyklus des Europdischen Semesters.

Die Interparlamentarische Konferenz iiber Stabilitit, wirtschaftspolitische Koordinierung und
Steuerung in der FEuropdischen Union, eine gemeinsame Veranstaltung des
Reprisentantenhauses von Malta und des Europédischen Parlaments unter dem Vorsitz beider
Kammern. Die Konferenz ist das Forum fiir fruchtbare Debatten und den Austausch
bewdhrter Verfahrensweisen bei der Umsetzung der Vertragsbestimmungen iiber die
Zusammenarbeit zwischen nationalen Parlamenten und dem Européischen Parlament. Zudem
tragt sie dazu bei, die demokratische Rechenschaftspflicht im Bereich der
wirtschaftspolitischen Steuerung und der Haushaltspolitik in der EU, vor allem in der
Europdischen Wirtschafts- und Wahrungsunion (EWWU), sicherzustellen, ohne die soziale
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Dimension aus den Augen zu verlieren oder die Zustdndigkeiten der nationalen Parlamente
der EU zu beschneiden.

Zur Europédischen Parlamentarischen Woche kamen iiber 100 Mitglieder nationaler Parlamente
aus der ganzen Europdischen Union und Mitglieder des Europdischen Parlaments zusammen,
um wirtschaftliche, haushaltspolitische und soziale Fragen zu erértern.

Im Rahmen des estnischen Ratsvorsitzes der EU veranstaltete das estnische Parlament vom 29.
bis 31. Oktober 2017 in Tallinn die Interparlamentarische Konferenz iiber Stabilitit,
wirtschaftspolitische Koordinierung und Steuerung in der Europdischen Union. Im Mittelpunkt
dieser Konferenz standen folgende vier Themen: Zukunft der EWWU, MalBnahmen zur
Belebung der Wirtschaft und finanzielle Unterstiitzung, haushaltspolitische Herausforderungen
der Europdischen Union und wirksame Steuererhebung. Eiki Nestor, Prasident des estnischen
Parlaments, und Remo Holsmer, stellvertretender Vorsitzender des Finanzausschusses des
estnischen Parlaments, empfingen wéhrend dieser dreitidgigen Konferenz 172 Mitglieder von
Parlamenten aus 26 Mitgliedstaaten, dem Europdischen Parlament, der Kommission, Norwegen
und Montenegro.

4.2 Interparlamentarische Zusammenarbeit in der Auflen- und Sicherheitspolitik

Die Interparlamentarische Konferenz (IPK) iiber die Gemeinsame Aufsen- und
Sicherheitspolitik (GASP) und die Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP),
die 2012 mit einem Beschluss der Konferenz der Prdsidenten der Parlamente der EU
gegriindet wurde, ist eine wichtige Plattform fiir interparlamentarische Debatten iiber die
Aufsen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik der EU. Die Konferenz wird in enger
Zusammenarbeit mit dem Europdischen Parlament zweimal im Jahr von dem Parlament
desjenigen EU-Mitgliedstaats ausgerichtet, der den rotierenden Ratsvorsitz innehat, und wird
regelmdfsig von Parlamentarierinnen und Parlamentariern aus der gesamten EU besucht.
Dariiber hinaus lddt der Ausschuss fiir auswdrtige Angelegenheiten des FEuropdischen
Parlaments hdufig nationale Parlamente zu seinen Sitzungen in Briissel ein, wodurch der
interparlamentarische Dialog in diesem essenziell wichtigen Politikbereich ergdnzt wird.

Siehe www.ipex.eu

2017 fanden die 10. und die 11. Interparlamentarische Konferenz iiber die GASP und GSVP in
Malta (26.-28. April) und Tallinn (2.-4. September) statt. Die Delegationen des Europdischen
Parlaments zu beiden Treffen bestanden aus Mitgliedern des Ausschusses fiir auswértige
Angelegenheiten und des Unterausschusses flir Sicherheit und Verteidigung und wurden von
David McAllister, Vorsitzender des Ausschusses fiir auswirtige Angelegenheiten, geleitet.

Wihrend der Interparlamentarischen Konferenz {iber die GASP und GSVP, die im Rahmen des
maltesischen Ratsvorsitzes der EU stattfand, standen folgende Themen im Mittelpunkt der
Gespriche: die 6stliche Dimension der Europdischen Nachbarschaftspolitik und die Antwort
Europas auf die Instabilitdt und Bedrohungen im siidlichen Mittelmeer und im Nahen Osten.
Verschiedene Workshops fanden zur Migrationspolitik der EU im Jahr 2017 statt. Weitere
Themen waren die Bekdmpfung von Propaganda und Informationskriegsfithrung, der
Europdische Verteidigungs-Aktionsplan sowie die Beziehungen zwischen EU und NATO. Bei
der Konferenz wurden umfassende Schlussfolgerungen mit konkreten Empfehlungen zu all
diesen Themen angenommen.

Im zweiten Halbjahr 2017 fanden bei der Konferenz auf Initiative des estnischen Parlaments
Gespriche und ein Meinungsaustausch zu folgenden Fragen statt: Europa im globalen Kontext,
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Belebung der westlichen Einheit und der transatlantischen Beziehungen, Prioritdten der EU in
den Bereichen GASP/GSVP, Situation entlang der EU-Grenzen, Wege zur Stirkung der
europdischen Verteidigung sowie konkrete Aspekte einer hybriden Welt inklusive des
Cyberraumes und strategischer Kommunikation. Spezielle Seminare wiahrend der Konferenz
waren den Grenzen der Europdischen Union gewidmet, dabei lag der Schwerpunkt auf dem
Westbalkan sowie der Ostlichen Partnerschaft und Russland.

In ihrer gemeinsamen Erkldrung bestitigten die Ko-Vorsitzenden, dass die halbjdhrliche
Konferenz nationalen und europdischen Abgeordneten ermdglicht, ihre politischen Positionen
zu wichtigen sicherheits- und verteidigungspolitischen Themen abzustimmen, um die
Wirksamkeit der nationalen Politik und der EU-Politik zur Bewdéltigung dieser globalen
Herausforderungen zu erh6hen.

4.3 Interparlamentarische Ausschusssitzungen und sonstige interparlamentarische
Treffen

Zusdtzlich zu den beiden reguliren Interparlamentarischen Konferenzen organisieren die
Ausschiisse des Europdischen Parlaments jdhrlich bis zu 20 Interparlamentarische
Ausschusssitzungen, zu denen sie die entsprechenden Ausschiisse der nationalen Parlamente
einladen, um gezielte Debatten zu fiihren. Andere Arten von interparlamentarischen Treffen
werden eher auf Ad-hoc-Basis organisiert, oft durch das Parlament des Ratsvorsitzes.

Die Beziehungen zwischen dem Européischen Parlament und den nationalen Parlamenten haben
sich in den letzten Jahren deutlich vertieft. Gespriche in Interparlamentarischen
Ausschusssitzungen bieten Abgeordneten eine Plattform fiir einen konkreteren und
zielgerichteteren Austausch zu wichtigen legislativen und politischen Fragen von gemeinsamem
Interesse. Interparlamentarische Ausschusssitzungen sind heute ein dynamischer Bestandteil der
interparlamentarischen Zusammenarbeit und stehen auf dem Jahresprogramm der Ausschiisse
des Europidischen Parlaments. Durch die kontinuierlich hohe Anwesenheitsquote und
Beteiligung der nationalen Parlamente konnte auf Ebene des Européischen Parlaments anhaltend
dariiber nachgedacht werden, wie am besten erreicht werden kann, dass die Sitzungen fiir alle
Seiten nutzbringend und zweckmaifig sind.

2017 wurden 15 Interparlamentarische Ausschusssitzungen veranstaltet, die meisten davon in
der traditionellen Form Interparlamentarischer Ausschusssitzungen, aber auch als
Meinungsaustausch. Die Treffen wurden auf Initiative eines oder mehrerer Ausschiisse des
Europdischen Parlaments und mit Unterstlitzung der Direktion fiir die Beziehungen zu den
nationalen Parlamenten in Briissel durchgefiihrt. Die sehr groBe Zahl der Treffen und die
abschlieende Auswahl der Themen waren das Ergebnis umfangreicher Bemiihungen, ein
Gleichgewicht zwischen den legislativen und politischen Prioritidten der Parlamente der EU und
den Priorititen zu finden, die durch internationale Entwicklungen vorgegeben sind. Im Jahr 2017
trafen in Sitzungen, die von neun verschiedenen parlamentarischen Ausschiissen organisiert
wurden, 450 Mitglieder nationaler Parlamente mit 400 Mitgliedern des Europdischen Parlaments
zusammen. Drei Ausschiisse organisierten mehr als eine Veranstaltung, an der nationale
Parlamente teilnahmen: der Ausschuss fiir biirgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres (LIBE)
veranstaltete drei, der Ausschuss fiir konstitutionelle Fragen (AFCO) und der Ausschuss fiir die
Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter (FEMM) jeweils zwei
Interparlamentarische Ausschusssitzungen.

Das Europédische Parlament stellte sicher, dass einige Treffen regelméBig auf dem Kalender der
interparlamentarischen Tatigkeiten stehen. Dazu gehoren: die Europdische Parlamentarische
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Woche (siehe Kapitel 4.1), ein jéhrlicher Meinungsaustausch zum Zyklus des Européischen
Semesters, die halbjdhrlichen Treffen des Ausschusses fiir auswértige Angelegenheiten im
Rahmen der Interparlamentarischen Konferenz zur GASP und zur GSVP (siehe Kapitel 4.2) und
Sitzung des Ausschusses fiir die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter des
Europdischen Parlaments anlésslich des Internationalen Frauentags am 8. Marz.

2017 beging der FEMM-Ausschuss zusétzlich zur Interparlamentarischen Ausschusssitzung zur
Starkung der wirtschaftlichen Stellung der Frau im Mairz den Internationalen Tag zur
Beseitigung von Gewalt gegen Frauen mit der Veranstaltung einer Interparlamentarischen
Ausschusssitzung zum Thema ,,The Istanbul Convention: combating violence against women at
national and EU level“ (Das Ubereinkommen von Istanbul: Bekimpfung von Gewalt gegen
Frauen auf nationaler und EU-Ebene).

Die Ausschiisse des Europdischen Parlaments trugen das gesamte Jahr 2017 iiber entscheidend
zur laufenden Debatte {iber die Zukunft Europas bei und legten konkrete Vorschldge zur Reform
der europiischen Politik und Institutionen vor. Wann immer moglich, luden die Ausschiisse
nationale Parlamente ein, mit ihnen wéhrend Interparlamentarischer Ausschusssitzungen
Gespriche zu fiihren.

Der Ausschuss fiir biirgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres veranstaltete eine
Interparlamentarische Ausschusssitzung zur dritten Reform des Gemeinsamen Europdischen
Asylsystems und eine weitere zur Einfilhrung eines EU-Mechanismus fiir Demokratie,
Rechtsstaatlichkeit und die Grundrechte. Der LIBE-Ausschuss flihrte ferner einen
Meinungsaustausch mit nationalen Parlamenten und der Zivilgesellschaft zum Thema
,Umfassende Bewertung der EU-Sicherheitspolitik* durch.

Der Ausschuss fiir konstitutionelle Fragen Iud nationale Parlamente zu einer
Interparlamentarischen Ausschusssitzung mit dem Titel ,,The Future of Europe: Perspectives on
the European Parliament’s proposals and the Commission White Paper (Die Zukunft Europas:
Perspektiven zu den Vorschligen des Europidischen Parlaments und dem Weillbuch der
Kommission) ein. Zur Vorbereitung der Ausarbeitung seines Berichts ,,Anwendung der die
nationalen Parlamente betreffenden Bestimmungen des Vertrags® hielt der AFCO-Ausschuss
eine eigene Interparlamentarische Ausschusssitzung ab, bei der Abgeordnete und Fachleute dem
Berichterstatter und dem Ausschuss einen unmittelbaren Einblick in das Thema gaben.

Der Ausschuss fiir regionale Entwicklung legte den Schwerpunkt auf die Zukunft der
Kohisionspolitik nach 2020. Der Ausschuss fiir auswirtige Angelegenheiten (AFET) des
Europdischen Parlaments erorterte die Perspektiven der EU-Integration und des
Beitrittsprozesses der westlichen Balkanstaaten, ein friihzeitiger Meinungsaustausch zu einem
Thema, das als eine der Priorititen des bulgarischen Ratsvorsitzes angekiindigt war. Die
nationalen Parlamente nahmen im Rahmen der Interparlamentarischen Ausschusssitzung
,umsetzung des Europédischen Konsenses liber die Entwicklungspolitik und der Ziele fiir eine
nachhaltige Entwicklung® an der Debatte iiber die Rolle der EU auf der internationalen Biihne
teil, die vom Entwicklungsausschuss veranstaltet wurde.

Ein Hohepunkt im Jahr 2017 war die gemeinsame Veranstaltung der konstituierenden Sitzung
des Gemeinsamen Parlamentarischen Kontrollausschusses durch den LIBE-Ausschuss und den
estnischen Ratsvorsitz. Der Sitzung war ein arbeitsintensiver Prozess der Konsultation und des
Austauschs vorausgegangen (siehe Kapitel 2.3).

Eine jlingere Entwicklung im Rahmen der interparlamentarischen Zusammenarbeit war die
Einladung nationaler Parlamente zur Teilnahme an hochrangigen Konferenzen, die auf Initiative
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und unter der Schirmherrschaft des Européischen Parlaments stattfanden. Die erste hochrangige
Konferenz beschéftigte sich mit dem Thema Migrationssteuerung und fand am 21. Juni 2017
statt. Es schlossen sich dhnliche Veranstaltungen zu den Themen Tourismus (27. September
2017), Finanzierung sauberer Energie (7. November 2017) und erneuerte Partnerschaft mit
Afrika (22. November 2017) an. Zu den hochrangigen Konferenzen kamen Mitglieder der
nationalen Parlamente sowie des Europdischen Parlaments und eine Vielzahl von
Interessentrdgern zusammen. Dieses neue Format bot ein breites Spektrum an Perspektiven zu
diesen Themen und trug zu fundierteren parlamentarischen Debatten bei.

Eine Liste aller interparlamentarischen Sitzungen, die das Europdische Parlament 2017
organisiert hat, sowie detaillierte Statistiken finden Sie im Anhang II.

4.4 Bilaterale Besuche von Parlamenten der Mitgliedstaaten im Europaischen Parlament

Bilaterale Besuche einzelner nationaler Parlamente im Europdischen Parlament sind ein
Instrument und Format fiir den interparlamentarischen Dialog, das sich stindig
weiterentwickelt, und werden hdufig mit Besuchen in anderen Gemeinschaftsorganen
verbunden. Dieses Format bietet einen stark fokussierten, mafigeschneiderten und flexiblen,
kosten- und zeitsparenden Rahmen fiir Diskussionen iiber Fragen, die fiir ein nationales
Parlament besonders von Belang sind.

Zweck der bilateralen Besuche ist die Forderung und Intensivierung der Beziehungen zwischen
den Parlamenten auf politischer und administrativer Ebene. Ihre Zahl nimmt weiter zu, ein neuer
Trend, der sich fortsetzt.

2017 wurde mit insgesamt 85 eine Rekordzahl an Besuchen durchgefiihrt: Die meisten
Besuchsanfragen gingen von beiden Hdusern des britischen Parlaments, der Franzodsischen
Nationalversammlung und dem norwegischen Parlament ein. Im Mittelpunkt der Besuche des
britischen Parlaments stand naturgemil3 der Austritt des Vereinigten Konigreichs aus der EU.
Die Besuche aus Frankreich hatten groftenteils die Unterstiitzung der umfassenden
Reformprozesse des franzdsischen Parlaments zum Ziel. Die Tatigkeit Norwegens ldsst sich zum
Teil auch mit dem Brexit erkldren, da das ,nnorwegische Modell“ 2017 noch als eine
iiberzeugende Option fiir die kiinftigen Beziehungen zwischen der EU und dem Vereinigten
Konigreich galt. Wie bereits im Kapitel iiber die Zukunft der EU erwéhnt, standen der Austritt
des Vereinigten Konigreichs und die Bemiihungen, die EU den Biirgern néher zu bringen, ganz
oben auf der Tagesordnung dieser Sitzungen.

Spezielle Besuche fiir Abgeordnete und Fachleute wurden im Rahmen des Programms zur
Unterstiitzung des Parlaments des Vorsitzes fiir die Parlamente der Lander durchgefiihrt, die
erstmals den Ratsvorsitz der EU innehatten (siehe Kapitel 6.3). Das Europédische Parlament filihrt
auf Anfrage zuweilen Besuche fiir die Mitarbeiter von Kammern durch, die ihre Organisation
anpassen oder modernisieren und Interesse an der Arbeitsweise des Europdischen Parlaments
bekunden.

Eine ausfiihrliche Liste aller im Jahr 2017 mit Unterstiitzung der Direktion fiir die Beziechungen

zu den nationalen Parlamenten durchgefiihrten Besuche der Parlamente der Mitgliedstaaten,
einschlieBlich Videokonferenzen, finden Sie im Anhang III.
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5. Das ,Frithwarnsystem* und der ,,informelle politische Dialog* - Die Protokolle
Nr. 1 und Nr. 2 zum Vertrag von Lissabon

In Protokoll Nr. 2 zum Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV) ist ein
Uberpriifungsmechanismus unter Beteiligung der nationalen Parlamente festgelegt, das
sogenannte ,, Friihwarnsystem “. Im Rahmen dieses Systems konnen die nationalen Parlamente
EU-Gesetzgebungsentwiirfe daraufhin priifen, ob diese gegen das Subsidiaritditsprinzip
verstofien, und innerhalb von acht Wochen nach dem Zeitpunkt der Ubermittlung des Entwurfs
eine begriindete Stellungnahme an die Institution senden, die den Entwurf vorgelegt hat. Das
Protokoll sieht ein Verfahren zur Priifung und sogar eine obligatorische Priifung vor (jeweils
bekannt als , gelbe Karte und , orange Karte“), wenn die Zahl der begriindeten
Stellungnahmen einen bestimmten Schwellenwert tiberschreitet. Durch diese offizielle Rolle
der nationalen Parlamente wurde eine stdrkere Zusammenarbeit mit dem Europdischen
Parlament gefordert. Dies fiihrte zu einer Uberarbeitung und Anderung der Geschdfisordnung
und der Verwaltungsstrukturen des Europdischen Parlaments, um eine weitere Verbesserung
der interparlamentarischen Beziehungen zu erzielen.

Siehe www.europarl.europa.eu/relnatparl/en/connect/welcome.html

5.1 Frithwarnsystem

Im Hinblick auf das Friihwarnsystem werden Antrdge der nationalen Parlamente unter den
folgenden Kategorien gepriift:’

1. als ,begriindete Stellungnahme*, wenn sie innerhalb der in Artikel 6 von Protokoll 2 zum
Vertrag von Lissabon® genannten Frist von acht Wochen eingegangen sind und die
Nichteinhaltung des Subsidiaritdtsprinzips betretfen;

2. als ,,Beitrdge®, wenn sie die oben genannten Kriterien nicht erfiillen.

Innerhalb des Europiischen Parlaments ist der Rechtsausschuss (JURI) fiir die Uberwachung
der Einhaltung des Subsidiarititsprinzips verantwortlich.’

2017 erhielt das Europdische Parlament offiziell 421 Antrdge von den nationalen Parlamenten
gemil Protokoll Nr. 2 iiber die Anwendung der Grundsédtze der Subsidiaritit und der
VerhiltnisméaBigkeit. 49 von ihnen waren begriindete Stellungnahmen, bei den {ibrigen 372
handelte es sich um Beitrdge (Antridge, in denen keine Probleme in Bezug auf die Einhaltung des
Subsidiarititsprinzips behandelt werden).

Seit dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon (1. Dezember 2009) wurden 2 799 Antrige
nationaler Parlamente eingereicht. Davon waren lediglich 429 (15 %) begriindete

3 Siehe Dokument der Konferenz der Ausschussvorsitze vom 15. Dezember 2010: ,Gemeinsames Konzept der
Konferenz der Ausschussvorsitzenden fiir die Behandlung begriindeter Stellungnahmen und aller sonstigen Beitrage
nationaler Parlamente auf Ausschussebene*.

* Siehe Protokoll Nr. 2 iiber die Anwendung der Grundsitze der Subsidiaritit und der VerhiltnisméBigkeit,
Artikel 6: ,,Die nationalen Parlamente oder die Kammern eines dieser Parlamente kdnnen binnen acht Wochen nach
dem Zeitpunkt der Ubermittlung eines Entwurfs eines Gesetzgebungsakts in den Amtssprachen der Union in einer
begriindeten Stellungnahme an die Prédsidenten des Europdischen Parlaments, des Rates und der Kommission
darlegen, weshalb der Entwurf ihres Erachtens nicht mit dem Subsidiarititsprinzip vereinbar ist. Dabei obliegt es
dem jeweiligen nationalen Parlament oder der jeweiligen Kammer eines nationalen Parlaments, gegebenenfalls die
regionalen Parlamente mit Gesetzgebungsbefugnissen zu konsultieren.*

> Geschiftsordnung des Europiischen Parlaments Anlage V Absatz XVI Unterabsatz 1: ,,Der [Rechtsausschuss] ist
zustdndig fiir: die Auslegung, Anwendung und Uberwachung des Unionsrechts, die Ubereinstimmung der
Rechtsakte der Union mit dem Primérrecht, insbesondere die Wahl der Rechtsgrundlagen und die Einhaltung der
Grundsitze der Subsidiaritit und der VerhdltnismaBigkeit.*
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Stellungnahmen, die einen Versto3 gegen das Subsidiarititsprinzip auffiihren. Die grofle
Mehrzahl (etwa 85 %) waren Beitrdge, die sich mit dem Inhalt der Entwiirfe befassten.

Dies beweist, dass nationale Parlamente dieses System nicht dazu genutzt haben, um den
Gesetzgebungsprozess auf EU-Ebene zu verzogern. Bisher haben nur wenige nationale
Parlamente eine grofle Zahl an begriindeten Stellungnahmen eingereicht. 2017 haben 18 von
41 Kammern begriindete Stellungnahmen abgegeben. Am aktivsten waren der franzosische
Sénat mit acht sowie der deutsche Bundestag und der Osterreichische Bundesrat mit jeweils
sechs begriindeten Stellungnahmen.

Seit der Einfiihrung dieses Mechanismus wurde der zur Ausldsung des Uberpriifungsverfahrens
der ,,gelben Karte* notwendige Schwellenwert erst dreimal erreicht, zuletzt im Mai 2016 im
Hinblick auf den Vorschlag fiir eine Uberarbeitung der Richtlinie iiber die Entsendung von
Arbeitnehmern. Die Kommission entschied, ihren Vorschlag aufrechtzuerhalten, da dieser ihrer
Meinung nach nicht gegen das Subsidiaritétsprinzip verstieB.® Viele nationale Parlamente, die
an diesem dritten Verfahren der ,,gelben Karte* teilgenommen hatten, brachten im Laufe des
Jahres 2017 mehrfach ihre Enttduschung iiber das Ergebnis zum Ausdruck.

Die nationalen Parlamente haben das Protokoll Nr. 2 als Mittel genutzt, ihre Standpunkte zum
Inhalt der Vorschldge statt zur Subsidiaritit zum Ausdruck zu bringen. Dies spiegelt ihren
Wunsch wider, stdrker in den inhaltlichen Gesetzgebungsprozess einbezogen zu werden.

Die Direktion fiir die Beziehungen zu den nationalen Parlamenten stellt den Mitgliedern
(insbesondere den Berichterstattern), politischen Gremien sowie den Dienststellen des
Europdischen Parlaments wéhrend des gesamten Gesetzgebungszyklus Fachwissen und
Hintergrundinformationen zu den Antrdgen nationaler Parlamente zur Verfligung.

Im diesem Zusammenhang unterhdlt die Direktion die Datenbank CONNECT, die alle
Dokumente umfasst, die seit dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon von den nationalen
Parlamenten iibermittelt wurden. CONNECT wurde Anfang 2017 um eine Reihe wichtiger
Suchfunktionen und statistischer Instrumente erweitert. Die Datenbank ist nun auf der Website
der Direktion fiir die Beziechungen zu den nationalen Parlamenten abrutbar:
www.europarl.europa.eu/relnatparl/en/connect/welcome.html

Durch diese Erweiterung konnten die Informationen auch direkt in die gemeinsame
Arbeitsplattform eCommittee der Generaldirektionen interne Politikbereiche/externe
Politikbereiche (IPOL/EXPO) aufgenommen werden. Wie alle anderen Ausschussdokumente
und Informationen zu einem legislativen Dossier werden die Antrdge der nationalen Parlamente
direkt in das Dossier aufgenommen, auf das sie sich beziehen. Dies gilt nicht nur fiir begriindete
Stellungnahmen, sondern auch fiir alle von nationalen Parlamenten iibermittelten Beitrage.

Eine weitere Dienstleistung, die die Direktion anbietet, ist der monatliche ,,State of Play Note on
reasoned opinions and contributions® (Vermerk zum aktuellen Stand der begriindeten
Stellungnahmen und Beitrage). Der Vermerk besteht aus zwei Teilen: Der erste Teil enthilt einen
Uberblick iiber alle seit dem vorhergehenden Vermerk eingegangenen Antriige, der zweite Teil
Verweise auf alle legislativen Dossiers, die auf der Tagesordnung der jeweiligen Plenartagung
stehen. Er wird fiir die Sitzung der Konferenz der Ausschussvorsitzenden am Dienstag jeder

6 Siehe Kapitel 2.2 des Halbzeitberichts 2016, Bezichungen zwischen dem Europiischen Parlament und den
nationalen Parlamenten der EU, Direktion fiir die Beziehungen zu den nationalen Parlamenten.
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Tagung in Straburg vorbereitet und ist Teil der offiziellen Sitzungsunterlagen. Der ,,State of
Play Note* ist auch auf der Website der Direktion abrufbar und wird vor jeder Plenartagung an
alle Mitglieder/Assistenten und Vertreter von Fraktionen, den Juristischen Dienst und die
Generaldirektionen IPOL und EXPO, die Verbindungsbiiros des Europdischen Parlaments sowie
die Dienststellen der Kommission und des Rates verteilt, die fiir die Beziehungen zu den
nationalen Parlamenten zustdndig sind.

5.2 Informeller politischer Dialog

Protokoll Nr. 1 zum AEUYV sieht vor, dass sich nationale Parlamente zu legislativen Dossiers,
die in die ausschlieBliche Zustidndigkeit der Europdischen Union fallen, und zu einer Vielzahl
von nichtlegislativen Dokumenten, beispielsweise zu den laufenden Debatten auf européischer
Ebene, zu Griin-/Weillbiichern oder Mitteilungen der Kommission, dulern kénnen. Es gibt
zahlreiche Kommentare zu diesen Dokumenten, die unter den ,,informellen politischen Dialog*
fallen.

Auch 2017 haben die nationalen Parlamente aktiv von diesem Instrument Gebrauch gemacht und
199 Beitrige tibermittelt.” Die drei aktivsten Kammern waren in diesem Zusammenhang die
ruménische Abgeordnetenkammer mit 30, der tschechische Senat mit 28 und die italienische
Abgeordnetenkammer mit 27 Beitrdgen im Jahr 2017.

Seit 2009 hat das Européische Parlament rund 1 900 Beitrdge von nationalen Parlamenten
erhalten; diese werden ebenfalls in der oben genannten Datenbank CONNECT veroffentlicht.

Detaillierte Statistiken flir die begriindeten Stellungnahmen und Beitrdge, die im Rahmen des
Frithwarnsystems 2017 eingegangen sind, finden Sie in Anhang IV.

5.3 Grundsitze der Subsidiaritiat und der VerhaltnismiBigkeit

Die Europdische Kommission setzte 2017 ihre engere Zusammenarbeit und den Dialog mit den
nationalen Parlamenten fort. Nationale Parlamente laden Kommissionsmitglieder zunehmend zu
thren Debatten ein, arbeiten mit ihnen bei der gemeinsamen Auswahl von zu priifenden
Prioritdten im jdhrlichen Arbeitsprogramm der Kommission zusammen und machen Vorschliage
fiir legislative Initiativen.

Im Laufe der Jahre haben die nationalen Parlamente gemeinsam iiber mogliche praktische
Verbesserungen im Rahmen der Vertrdge nachgedacht, um die Ziele des Subsidiaritdtsprinzips
bestmoglich zu verwirklichen. Die COSAC gab in ihren angenommenen Beitrdgen wiederholt
Empfehlungen ab, die sich hauptsidchlich auf folgende Punkte beziehen: Ausnahme von
Ferienzeiten bei der Berechnung der Frist fiir die Einreichung begriindeter Stellungnahmen,
Festlegung einer internen achtwochigen Frist fiir die Antworten der Kommission auf begriindete
Stellungnahmen nationaler Parlamente, Empfehlung, in der Begriindung neuer Vorschliage, die
Rechtsakte ersetzen, zu denen eine grofle Zahl begriindeter Stellungnahmen eingereicht wurde,
darzulegen, wie den bekannten Subsidiaritdtsbedenken Rechnung getragen wurde, Aufnahme
weiterer Aspekte der Folgenabschédtzung in die Begriindung, insbesondere die fiir die Bewertung

7 Wie beim Protokoll 2 werden Antrige, die im Rahmen des informellen politischen Dialogs eingereicht werden,
,Beitrage* genannt.
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relevante Untersuchung, inwieweit bei einem Rechtsakt die Grundsétze der Subsidiaritdt und der
VerhiltnismiBigkeit eingehalten wurden.®

Die Verbesserung der Subsidiaritdtskontrolle und des politischen Dialogs innerhalb des
derzeitigen vertraglichen Rahmens wurde in der Plenarsitzung der LVII. COSAC in Malta in der
Sitzung ,,The role of national Parliaments in the future of the EU* (Die Rolle der nationalen
Parlamente in der Zukunft der EU) erortert. Die Abgeordneten, die in der Debatte das Wort
ergriffen, wiederholten die oben genannten Vorschlige und forderten ferner genauere und
aussagekriftigere Antworten; die kontinuierliche Anwendung der ,,griinen Karte* wurde als
positive Moglichkeit betrachtet, Beitrdge nationaler Parlamente zu iibermitteln. Mehrere
Kammern, vor allem aus den Léndern der Visegrad-Gruppe, sprachen sich fiir die Einfiihrung
der sogenannten ,roten Karte* aus, die ein Vetorecht der Parlamente im Hinblick auf die
Kommissionsvorschldge ermoglichen wiirde.

Die Arbeit des Europdischen Parlaments an der Bewertung der Anwendung der die nationalen
Parlamente betreffenden Bestimmungen des Vertrags wurde in Kapitel 2.6.3 behandelt.

Die nationalen Parlamente begriiften die Einrichtung der ,,Taskforce fiir Subsidiaritt,
VerhiltnisméBigkeit und weniger, aber effizienteres Handeln® am 14. November 2017 durch
Kommissionsprasident Jean-Claude Juncker. Die Taskforce wird dem Prisidenten bis zum
15. Juli 2018 einen Bericht vorlegen und Empfehlungen dazu abgeben, wie die Grundsétze der
Subsidiaritit und der VerhdltnisméBigkeit besser auf Politikbereiche angewendet werden
konnen, in denen die Arbeit teilweise oder ganz auf die Mitgliedstaaten zuriickiibertragen werden
konnte, sowie iiber Mdglichkeiten einer besseren Einbeziehung regionaler und lokaler
Gebietskorperschaften in die Politikgestaltung und -umsetzung der EU.

Die Konferenz der Préisidenten des Europdischen Parlaments hat die Aufforderung, Vertreter in
die Taskforce zu entsenden, unter Wahrung des allgemein anerkannten Grundsatzes abgelehnt,
dass die Mitglieder des Europdischen Parlaments nicht an von der Kommission eingesetzten
beratenden Foren oder Arbeitsgruppen teilnehmen diirfen.

In den Schlussfolgerungen der LVIII. COSAC in Tallinn heif3t es, dass die nationalen Parlamente
in der Taskforce durch die Mitglieder der nationalen Parlamente in der Vorsitz-Troika der
COSAC (Vertreter des estnischen, bulgarischen und 6sterreichischen Parlaments) vertreten sind.
Die COSAC forderte die Kommission auf, die Zahl der Vertreter der nationalen Parlamente in
der Taskforce aufzustocken, um eine breitere Vertretung und ein groBeres Spektrum an
Fachwissen zu erreichen. Der Vorschlag wurde von der Kommission nicht angenommen.

Infolgedessen und um die Debatte unter allen nationalen Parlamenten auszuweiten und ihre
Bemiihungen um die Vertretung der Interessen der europdischen Biirger zu koordinieren, wurde
eine Arbeitsgruppe der COSAC eingesetzt, in der simtliche nationalen Kammern vertreten sind.

¥ Eine ausfiihrliche Zusammenfassung der COSAC-Empfehlungen wurde in einem Dokument zur Verfiigung
gestellt, das der COSAC von der Delegation des tschechischen Senats vorgelegt wurde; es war als Beitrag zu den
Arbeiten der ,,Taskforce fiir Subsidiaritdt, VerhdltnismaBigkeit und weniger, aber effizienteres Handeln* gedacht.
Das Dokument ist abrufbar unter: www.ipex.eu/IPEXL-WEB/parliaments/institution/czsen.do
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6. Instrumente zum Informationsaustausch und zur Vernetzung

6.1 Europiisches Zentrum fiir Parlamentarische Wissenschaft und Dokumentation
(EZPWD)

Zu den Mitgliedern des vom Europdischen Parlament und der Parlamentarischen Versammlung des
Europarates gemeinsam gefiihrten Europdischen Zentrums fiir Parlamentarische Wissenschaft und
Dokumentation (EZPWD) zdhlen 66 parlamentarische Kammern (davon 41 in der Europdischen
Union) aus 54 Ldndern sowie die europdischen Institutionen. Fast 120 Korrespondenten und
stellvertretende Korrespondenten vertreten ihr jeweiliges Parlament innerhalb des Netzwerks und
tragen zu den Hauptaktivititen des EZPWD bei, die in einem intensiven Austausch von Informationen
und bewdhrten Verfahren bestehen. Siehe ecprd.secure.europarl.europa.eu/ecprd/public/page/about

2017 beging die EZPWD den 40. Jahrestag ihres Bestehens. Das Europdische Parlament
veranstaltete gemeinsam mit der Parlamentarischen Versammlung des Europarates eine
Jahreskonferenz der Korrespondenten im Palais de [’Europe in Stralburg. Dabei wurde Bilanz
der bisherigen Erfolge gezogen und tiber kiinftige Moglichkeiten diskutiert. Die Konferenz
wurde mit einem Grundsatzreferat iiber die Bedeutung von Information in Parlamenten und fiir
Abgeordnete erdffnet. Daran schloss sich ein Riickblick auf die Entwicklung des EZPWD zu
einem Modell fiir den Austausch von Informationen und bewidhrten Verfahren an. Der Tag wurde
mit zwei Vortrdgen abgeschlossen, in denen die Herausforderungen fiir wissenschaftliche
Dienste und Bibliotheken in Parlamenten dargelegt wurde.

Bei der Konferenz wurde ferner eine Festschrift vorgelegt, in der Korrespondenten aus etwa
40 Parlamenten aus ihrer Sicht den Stand der parlamentarischen Forschung erlduterten und
hervorhoben, dass das EZPWD den Informationsbedarf der Mitglieder und der
parlamentarischen Gremien erfiillen muss.

AulBlerdem wurde kurz vor der Konferenz Version 5 der EZPWD-Website gestartet. Die interne
Struktur wurde nach zwei Jahren intensiver Arbeiten vollstindig umgestaltet. Ein neues
»angepasstes® Design ermoglicht nun eine problemlose Nutzung fiir Smartphones, Tablets und
den klassischen PC gleichermallen. Es sollte noch einmal darauf hingewiesen werden, dass die
Zusammenarbeit mit der Generaldirektion ITEC weiterhin sehr effizient war.

Die Direktion und der Wissenschaftliche Dienst des Europdischen Parlaments (EPRS)
veranstalteten erfolgreich ein EZPWD-Seminar mit dem Titel ,,The future of parliamentary
research services and libraries in an era of rapid change: Optimising quality, service, delivery
and relevance* (Die Zukunft der wissenschaftlichen Dienste und Bibliotheken von Parlamenten
in einer Zeit des raschen Wandels: Optimierung von Qualitit, Dienstleistung, Ergebnissen und
Relevanz). An der Veranstaltung nahmen 73 Teilnehmer aus 36 parlamentarischen Kammern
teil. Sogenannte ,,Break-out-Gruppen® bildeten einen neuen vielversprechenden Bestandteil
eines EZPWD-Seminars. Die Teilnehmer konnten methodische Fragen und Herausforderungen
in drei parallelen Workshops zu den Themen Brexit, Kreislaufwirtschaft und Migrationspolitik
in Europa erdrtern. Eine spezielle Sektion war den regionalen Initiativen der Zusammenarbeit
zwischen wissenschaftlichen Diensten von Parlamenten in den nordeuropdischen Léndern,
Stidosteuropa und der Visegrad-Gruppe gewidmet. In dieser Sitzung, aber auch in den Beitridgen
zu den Workshops kam ein breites Interesse an einem stirkeren Informationsaustausch zwischen
den Diensten zum Ausdruck.

Im Hinblick auf vergleichende Anfragen gab es 2017 einen neuen Rekord mit insgesamt
337 Anfragen, dies ist ein deutlicher Anstieg gegeniiber 2016, als 273 Anfragen bei dem
Netzwerk eingingen. Auf den ersten Blick ist dies eine sehr positive Botschaft, weil darin
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eindrucksvoll die Wertschitzung des EZPWD und seine Bedeutung fiir die Parlamente zum
Ausdruck kommen. Jede Anfrage steht allerdings auch fiir hohe Erwartungen nicht nur im
Hinblick auf die Zahl der Antworten, sondern auch im Hinblick auf die Qualitit der gewiinschten
Informationen. Die Vorbereitung der Antworten auf eine derart grole Zahl von Anfragen fiihrt
natiirlich zu einem hohen Arbeitsaufkommen. Gliicklicherweise gibt es bisher keine Anzeichen
dafiir, dass diese Tétigkeit des EZPWD Opfer ihres eigenen Erfolgs werden konnte, ein gewisses
Bewusstsein fiir dieses mogliche Risiko ist jedoch wichtig.

In ihrer Rolle als Vermittler unterstiitzt die Direktion des Europdischen Parlaments fiir die
Beziehungen zu den nationalen Parlamenten die jeweiligen Dienststellen des Europdischen
Parlaments. 2017 {ibermittelte die Direktion fiir die Beziechungen zu den nationalen Parlamenten
dem EZPWD-Netzwerk sechs Anfragen im Namen anderer Dienststellen des Europdischen
Parlaments. Ferner koordinierte sie 31 Antworten auf Anfragen anderer EZPWD-Parlamente.

Spotlight on Parliaments in Europe - Schlaglicht auf Parlamente in Europa

Im Vermerk ,,Spotlight on Parliaments in Europe® werden Informationen zu ausgewéhlten
aktuellen Themen zusammengefasst, die von Parlamenten im Rahmen des EZPWD ausgetauscht
werden.

Im Jahr 2017 erstellte die Direktion fiinf Ausgaben des ,,Spotlight zu einer groBen Bandbreite
an Themen.

Ein Uberblick iiber die Fragen, zu denen das Europiische Parlament das EZPWD-Netzwerk
konsultierte, der Anfragen, zu denen das Europdische Parlament Antworten vorlegte, eine
detaillierte Liste der EZPWD-Seminare und satzungsgemiflen Sitzungen sowie ein Verzeichnis
der 2017 erschienenen Ausgaben des ,,Spotlight on Parliaments* sind in Anhang V enthalten.

6.2 Interparlamentarischer EU-Informationsaustausch (IPEX)

Das Ziel des Interparlamentarischen EU-Informationsaustauschs (IPEX) ist die Férderung
der interparlamentarischen Zusammenarbeit durch die Bereitstellung einer Plattform fiir den
elektronischen Austausch von EU-bezogenen Informationen zwischen Parlamenten in der EU.
IPEX wurde als eine Initiative der nationalen Parlamente der EU ins Leben gerufen und mit
technischer Unterstiitzung des Europdischen Parlaments entwickelt. Heute verwenden
41 Kammern von 28 nationalen Parlamenten sowie das Europdisches Parlament IPEX bei
ihrer tdglichen Arbeit. IPEX wird kontinuierlich verbessert, um den sich dndernden
Anforderungen der Nutzer gerecht zu werden. Siehe www.ipex.eu

2017 wurden zwei wichtige Dokumente angenommen. Die ,,Digitale Strategie fiir IPEX* wurde
von den Generalsekretdren der Parlamente der EU auf ihrer Sitzung in Bratislava am 21. Februar
gebilligt. Dabei handelt es sich um einen umfassenden Plan zur kiinftigen Entwicklung von
IPEX. In der digitalen Strategie werden auch die strategischen Ansétze fiir die Verwirklichung
und Umsetzung der Ziele von IPEX dargestellt. Ferner werden die wichtigsten Bestimmungen
fiir die kurzfristige Wartung und Pflege der Website festgelegt, Wege aufgezeigt, wie die
nationalen Korrespondenten von IPEX aktiv an der Verwirklichung der Ziele der digitalen
Strategie beteiligt werden konnen, die Beziehungen zu anderen Akteuren und Plattformen im
Rahmen des Austauschs von EU-Informationen beschrieben und entsprechende MalBinahmen zur
Forderung von IPEX und der weiteren Entwicklung der Kommunikation festgelegt.
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In der Sitzung am 19. Mai 2017 in Bratislava nahm der IPEX-Vorstand ein
Arbeitsprogramm 2017-2020 als Instrument zur Umsetzung der digitalen Strategie an. Das
dreijahrige Arbeitsprogramm richtet sich an den slowakischen (2017-2018), estnischen (2018-
2019) und 6sterreichischen (2019-2020) IPEX-Vorsitz. Das Programm sieht folgende vorrangige
Ziele vor: Forderung des IPEX; Ausbau des IPEX-Netzwerks sowie Verbesserung der IPEX-
Datenbank.

Der Vorstand beschloss, zur Umsetzung des Arbeitsprogramms drei Arbeitsgruppen
einzusetzen, die jeweils mit der Verwirklichung eines vorrangigen Ziels beauftragt sind.

Das Europdische Parlament hat die Annahme beider Dokumente tatkréftig unterstiitzt. Der fiir
IPEX in der Generaldirektion ITEC zustindige Beamte und das Referat Institutionelle
Zusammenarbeit der Direktion fiir die Beziehungen zu den nationalen Parlamenten haben dazu
ihren Beitrag geleistet. Die fortgesetzte Unterstiitzung des Européischen Parlaments fiir [IPEX
kommt in der Aufmerksamkeit zum Ausdruck, die Paulo Rangel ihm bei der Ausarbeitung seines
Berichts iiber die Anwendung der die nationalen Parlamente betreffenden Bestimmungen des
Vertrags gewidmet hat. Bei mehreren Besuchen in nationalen Parlamenten verwies der
Berichterstatter immer wieder auf die Wichtigkeit der Plattform und legte Vorschldge zu ihrer
moglichen Verbesserung vor.

IPEX ist zwar nicht die einzige Plattform fiir den Austausch von EU-bezogenen Dokumenten,
hat jedoch nach Ansicht des Europdischen Parlaments das Potenzial, der wichtigste Kanal fiir
die Kommunikation zwischen den EU-Institutionen und den nationalen Parlamenten zu werden.

Auch wenn 2017 fiir IPEX im Hinblick auf seine Rolle und seine Ambitionen ein Jahr der
intensiven und eingehenden Reflexion und Erneuerung war, nahm die Plattform doch weiterhin
ihre konsolidierten Funktionen wahr. Im Rahmen des IPEX sind derzeit knapp 88 000 Seiten
von nationalen Parlamenten und den Gemeinschaftsorganen verdffentlicht, auf denen
kontrollbezogene Informationen in 12 500 Dokumenten enthalten sind, die von den
Gemeinschaftsorganen erstellt wurden, und die mit iiber 10 000 Dossiers verkniipft sind. 2017
wurde die Gesamtanzahl legislativer und nichtlegislativer Dokumente in IPEX auf
1 053 beziffert (2016: 1 064, 2015: 805, 2014: 933).

Im Jahr 2017 konnte die IPEX-Website 307 737 Einzelbesucher verzeichnen, ein deutlicher
Anstieg, der dem allgemein zunehmenden Trend der Vorjahre entspricht. Die Zahl der
aufgerufenen Seiten - knapp 6 Millionen - entspricht dem Muster der letzten drei Jahre.

6.3 Andere Instrumente und Netzwerke
Vertreter der nationalen Parlamente in Briissel

Die Direktion fiir die Beziechungen zu den nationalen Parlamenten empfiangt die von den
nationalen Parlamenten/Kammern der EU benannten Verwaltungsvertreter im Européischen
Parlament. Seit 1991 (2016 wurde das 25. Jubildum dieser Regelung gefeiert) und mit dem Ziel
der Starkung der interparlamentarischen Zusammenarbeit in der EU stellt das Europdische
Parlament fiir die Vertreter in seinen Raumlichkeiten in Briissel und Stralburg auf Anfrage
kostenlos Biirordume und andere hauseigene Einrichtungen bereit.

Im Laufe der Zeit haben alle nationalen Parlamente der EU einen nationalen Beamten nach
Briissel entsandt, um die Beziehungen zur EU zu pflegen. Derzeit arbeiten 55 Personen aus
40 Kammern in 37 Biiros. Die Vertreter arbeiten in demselben Gebdude des Européischen
Parlaments, in dem auch die Direktion fiir die Beziehungen zu den nationalen Parlamenten
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untergebracht ist. Das trigt zur Entstehung zahlreicher Synergien bei und fordert einen einfachen
Austausch.

Diese Vertreter sind nationale Beamte, die eine administrative und neutrale Funktion innehaben:
Ihre Aufgabe der gegenseitigen Information (als wechselseitiger Informationsfluss zwischen
dem Europédischen Parlament und den nationalen Parlamenten) ist ein entscheidender Faktor in
den EU-Angelegenheiten, da das oberste Ziel dieses Austauschs sehr konkret ist, ndmlich die
Suche nach gemeinsamen Antworten auf parlamentarischer Ebene auf die vielen
Herausforderungen, mit denen die Europdische Union konfrontiert ist.

Eine aktuelle Liste der Vertreter ist abrufbar unter:
www.europarl.europa.eu/relnatparl/en/about/contacts.

Programm zur Unterstiitzung des Parlaments des Ratsvorsitzes

Die interparlamentarische Zusammenarbeit und der Austausch werden in der vorbereitenden
Phase der parlamentarischen Dimension eines jeden Ratsvorsitzes der EU verstarkt. Wenn das
Parlament eines Landes, das den wechselnden Vorsitz im Rat der EU zum ersten Mal innehat,
einen Antrag auf Unterstiitzung durch das Europdische Parlament bei der Vorbereitung seiner
Aktivitdten im Zusammenhang mit der parlamentarischen Dimension des Ratsvorsitzes stellt,
kann sich das Européische Parlament an den Kosten des Programms beteiligen. Das Europdische
Parlament strebt im Rahmen dieses Programms die Bereitstellung von malBgeschneiderter
Unterstiitzung auf der Basis des Bedarfs und der Prioritdten des Ratsvorsitzes an.

Nach einer Anderung des Kalenders der Ratsvorsitze der EU hat eine beispiellose Folge an
Mitgliedstaaten erstmals das Ruder bei der EU {ibernommen: die Slowakei, Malta, Estland und
Bulgarien. Die Parlamente dieser Lénder haben alle das Programm zur Unterstiitzung des
Parlaments des Ratsvorsitzes der EU in Anspruch genommen.

Auf Initiative des maltesischen Parlaments wurde zur Vorbereitung der parlamentarischen
Dimension vor der Ubernahme des Ratsvorsitzes ein Besuch in Malta durchgefiihrt. Die
Direktion fiir die Beziehungen zu den nationalen Parlamenten war bei einem Seminar zur
Subsidiaritit vertreten, das bei dieser Gelegenheit stattfand.

2017 fiihrte die Direktion erfolgreich mehrere Studienbesuche und Informationsveranstaltungen
fiir Fachleute des estnischen und des bulgarischen Parlaments mit mehreren Ausschiissen und
Dienststellen des Europidischen Parlaments durch. Ein &hnliches Programm ist fiir das
ruménische Parlament vorgesehen.

Die Teilnehmer an diesem Programm bestitigten, dass der umfangreiche frithe Austausch eine
bessere Planung der parlamentarischen Dimension ermoglicht hat. Das Networking mit allen
relevanten Gespriachspartnern (Mitgliedern des Europdischen Parlaments, Beamten des
Europdischen Parlaments, Vertretern der nationalen Parlamente, dem IPEX-Verantwortlichen,
dem COSAC-Sekretariat, den Projektteams fiir interparlamentarische Konferenzen) und der
Austausch iiber gewonnene Erkenntnisse aus jiingsten Erfahrungen wurden sehr begriifit. Der
Wissenstransfer und die kontinuierliche Kommunikation haben zudem zur Konsistenz der Arbeit
im Rahmen der parlamentarischen Dimension verschiedener Ratsvorsitze beigetragen.
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Wochentliches Programm der Tétigkeiten, an denen nationale Parlamente beteiligt sind
(,,Weekly agenda*)

Die Direktion verdffentlicht liber ihre ,,Weekly agenda® umfangreiche Informationen {iiber
Veranstaltungen mit oder unter Beteiligung nationaler Parlamente. Damit sollen die Transparenz
und die Sichtbarkeit der zahlreichen interparlamentarischen Téatigkeiten verbessert werden. Die
»Weekly agenda“ wird allen Mitgliedern und den meisten Dienststellen des Europdischen
Parlaments zugesandt. Sie umfasst die Veranstaltungen der kommenden zwei Wochen.
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7. ANHANGE

ANHANG I - Tagungen der COSAC - Themen und Hauptreferenten 2017

COSAC-Veranstaltung Themen Hauptreferenten/Podiumsredner
des Europiischen Parlaments
Sitzung der Vorsitzenden I Uberlegungen zum EU- Danuta Hiibner, Vorsitzende des

Malta, 22.-23. Januar 2017

Ratsvorsitz Maltas

IT Diskussion iiber das jihrliche
Arbeitsprogramm der
Kommission 2017

Ausschusses fiir konstitutionelle
Fragen des Europiischen
Parlaments (AFCO)

Plenarsitzung der LVII. COSAC,
Malta, 28.-30. Mai 2017

I Uberlegungen zum maltesischen
Ratsvorsitz

IT Die Rolle der nationalen
Parlamente in der Zukunft der EU
IIT Ergebnis des britischen
Referendums - Sachstand

IV Ausbau der ,,blauen
Wirtschaft™ - Hin zu einer
nachhaltigeren integrierten
Meerespolitik der EU

V Migration - Bekdmpfung von
Menschenschmuggel und
Menschenhandel und Festlegung
einer humanen und wirksamen
Riickkehr- und
Riickiibernahmepolitik

Mairead McGuinness, Erste
Vizeprasidentin des Europdischen
Parlaments

Danuta Hiibner, Vorsitzende des
Ausschusses fiir konstitutionelle
Fragen des Europiischen
Parlaments (AFCO)

Sitzung der Vorsitzenden
Tallinn, 9.-10. Juli 2017

I Prioritdten des estnischen
Ratsvorsitzes

IT Von Start-ups zu Scale-ups -
Das ungenutzte Potenzial der EU

Plenarsitzung der LVIII. COSAC,
Tallinn, 26.-28. November 2017

I Die Zukunft der Europdischen
Union

IT Die Européische Union den
Biirgern ndherbringen - Wie sehen
bewihrte Verfahrensweisen
nationaler Parlamente aus?

IIT Digitaler Binnenmarkt:
derzeitiger Ausbau von
elektronischen Diensten

IV Aufbau einer wirksamen und
zukunftsfiahigen Sicherheitsunion
V Die externe Dimension von
Migration: Priavention und
Bekdmpfung von illegaler
Einwanderung

Danuta Hiibner, Vorsitzende des
Ausschusses fiir konstitutionelle
Fragen des Europdischen
Parlaments (AFCO)

Detailliertere Informationen zur Tagesordnung der COSAC-Sitzungen werden von den Ratsvorsitzen auf der

COSAC-Website verodffentlicht: www.cosac.eu
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ANHANG II - Von Ausschiissen des Europiischen Parlaments in Briissel’ organisierte
interparlamentarische Treffen im Jahr 2017

Teilnahme
Nationale Parlamente’’ EP
Ausschuss Veranstaltung Mitglieder Lénder Parlamente/ Mitglieder
des EP Kammern
ECON/ 30. Januar - 1. Februar 90
BUDG/ Europaiische Parlamentarische ECON/
EMPL Woche: PANA
Die Zyklen des Europdischen Interparla-
Semesters 2016-2017 mentarische
Interparlamentarische Konferenz Ausschuss-
gemal Artikel 13 des Vertrags iiber sitzung - 49
Stabilitdt, Koordinierung und EMPL
Steuerung in der Wirtschafts- und 98 24 30 Interparla-
Waihrungsunion mentarische
Ausschuss-
sitzung - 12
BUDG
Interparla-
mentarische
Ausschuss-
sitzung - 29
LIBE 28. Februar
Interparlamentarische
Ausschusssitzung:
,,Die dritte Reform des Gemeinsamen 46 18 21 40
Européischen Asylsystems - Stellen
wir uns der Herausforderung!*
FEMM 8.-9. Mirz
Interparlamentarische
Ausschusssitzung:
»Starkung der wirtschaftlichen 25 15 16 19
Stellung der Frau -
Aufforderung zum gemeinsamen
Handeln*
AFCO 2. Mai
Interparlamentarische
Ausschusssitzung:
»~Anwendung der die nationalen 11 8 9 9
Parlamente betreffenden
Bestimmungen des Vertrags™
Berichterstatter: Paulo Rangel
LIBE 11. Mai
Meinungsaustausch zwischen dem
Européischen Parlament, nationalen
Parlamenten und der 13 9 9 16
Zivilgesellschaft:
Umfassende Bewertung der EU-
Sicherheitspolitik
LIBE 22. Juni
Interparlamentarische
Ausschusssitzung: 25 15 18 22

,Einrichtung eines EU-Mechanismus
fiir Demokratie, Rechtsstaatlichkeit
und die Grundrechte*

% Soweit nicht anders angegeben, handelt es sich bei allen Sitzungen um interparlamentarische Ausschusssitzungen.
19 Mitgliedstaaten der EU, Kandidatenlinder, potenzielle Kandidatenlinder, die Schweiz und Norwegen.
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LIBE 9.-10. Oktober 29
Konstituierende Sitzung des 9. Oktober 2017
,,Gemeinsamen parlamentarischen a2)
Kontrollausschusses zu Europol® Vollmitglieder
(JPSG) des JPSG: 10

Stellvertr.
Mitglieder des
JPSG:1
Sonstige MdEP:

69 26 34 1
10. Oktober
2017 (17)
Vollmitglieder
des JPSG: 12
Stellvertr.
Mitglieder des
JPSG: 2
Sonstige MdEP:
3

ECON 10. Oktober
Meinungsaustausch zwischen dem
Européischen Parlament und
nationalen Parlamenten zum Thema
,Landerspezifische Empfehlungen 29 18 20 24
und gemeinsame konsolidierte
Korperschaftsteuer-

Bemessungsgrundlage*

AFCO 11. Oktober
Interparlamentarische
Ausschusssitzung:

Die Zukunft Europas: ,,Perspektiven 25 16 19 11
zu den Vorschldgen des Europdischen

Parlaments und dem Weilbuch der

Kommission®

DEVE 21. November
Interparlamentarische
Ausschusssitzung:

,Europdischer Konsens iiber die 23 22 26 27
Entwicklungspolitik und Ziele der
nachhaltigen Entwicklung*

AFET 21. November
Interparlamentarische
Ausschusssitzung: 33 25 29 63
,»EU-Beitrittsprozess des westlichen
Balkans*

FEMM 21. November
Interparlamentarische
Ausschusssitzung:

,,JUbereinkommen  von Istanbul: 31 15 18 17
Bekdmpfung von Gewalt gegen
Frauen auf nationaler und EU-Ebene*

REGI 22. November
Interparlamentarische
Ausschusssitzung:
,2Aktuelle Hauptthemen der 22 13 15 33
Kohésionspolitik und Zukunft nach
2020

INSGESAMT 450 400
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ANHANG I1I - Besuche nationaler Parlamente'' im Europiischen Parlament
(einschlieBlich Videokonferenzen) 2017

Datum Land/Kammer Ausschuss/Sonstiges
9.1.2017 FR — Assemblée nationale Reform des Emissionshandelssystems der EU
Claude Bartolone, Prisident der Franzdsischen
12.1.2017 FR — Assemblée nationale Nationalversammlung mit Delegation (Mitglieder,
Beamte, Kabinettsmitglieder)
17.-19.1.2017 UK — House of Lords Sonderausschuss Europdische Union
25.1.2017 UK — House of Lords Unterausschuss fiir EU-Finanzangelegenheiten
25.1.2017 FR — Assemblée nationale Besuch zur Gemeinsamen Agrarpolitik
25.1.2017 DK — Folketinget Arbeitsbesuch von Beamten
31.01.2017 NO — Norwegisches Parlament Standlger. Au.sschuss fur Ver.kehr und
Kommunikation des norwegischen Parlaments
6.2.2017 NL — Tweede Kamer Mitglieder des niederldndischen Abgeordnetenhauses
6.-7.2.2017 BG — Narodno Sabranie Besuch von Beamten
822017 IR — Houses of the Oireachtas Gemelnr?samer Au§schuss fiir Angelegenheiten der
Européischen Union
8.-9.2.2017 NO — Norwegisches Parlament Arbeitsbesuch des norwegischen Parlaments
27.2.2017 UK — House of Commons Ausschuss fiir walisische Angelegenheiten
2899017 EE - Riigikogu Treffeq mlt Ko—.Vo?suzenden der COSAC und
Kommissionsmitglied Avramopoulos
2-3.3.2017 EE — Riigikogu Besuch Generalsekretir und Beamte
. Besuch des Stindigen Ausschusses fiir auswartige
3.3.2017 NO — Norwegisches Parlament Angelegenheiten und Verteidigung
7.3.2017 FR — Assemblée nationale Arbeitsbesuch von Beamten
9.-10.3.2017 EE — Riigikogu Besuch von Beamten
20.3.2017 DK - Folketinget und islandisches Arbeitsbesuch von Mitgliedern und Beamten
Parlament
. Présentation fiir die Leiter des norwegischen Instituts
23.3.2017 NO — Norwegisches Parlament fiir 6ffentliche Gesundheit
Treffen des Ausschusses fiir auswértige
Angelegenheiten und des Ausschusses fiir
europdische Angelegenheiten, einschlielich eines
Parteivorsitzenden und mehreren ehemaligen
23.3.2017 DK — Folketinget Ministern, mit Guy Verhofstadt, Vorsitzender der
ALDE-Fraktion, Beauftragter des Europdischen
Parlaments fiir die Verhandlungen iiber den Brexit,
und Danuta Hiibner, Vorsitzende des Ausschusses fir
konstitutionelle Fragen des Europdischen Parlaments
. . Beamte treffen Beamte der Sekretariate des ENVI-
23.3.2017 FR — Assemblée nationale und des ITRE-Ausschusses des EP
2832017 UK — House of Commons Sgissrclhuss flir den Austritt aus der Europdischen
28.-30.3.2017 BG — Narodno Sabranie Besuch von Beamten
29.3.2017 FR — Assemblée nationale ECON-Sekretariat
29.3.2017 UK — House of Lords Dialog iiber den Brexit
30.3.2017 FR — Assemblée nationale Arbeitsbesuch von Beamten
20.4.2017 AT — Osterreichisches Parlament GD COMM, GD INLO
25.4.2017 UK — House of Commons Sonderausschuss
26.4.2017 DK — Folketinget EU-Ausschuss

! Nationale Parlamente der EU, norwegisches Parlament, Nordischer Rat.
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26.-28.4.2017

BG — Narodno Sabranie

Besuch von Beamten

3.5.2017 UK — House of Commons Sonderausschuss

3.5.2017 UK — House of Lords Dialog iiber den Brexit

4.5.2017 UK — House of Lords Dialog iiber den Brexit

9.5.2017 GR — Griechisches Parlament Besuch des Prisidenten des griechischen Parlaments
Ausschuss zur Bekdampfung von
Fremdenfeindlichkeit, Rassismus und
Hassphianomenen (Jo-Cox-Ausschuss) unter dem
Vorsitz von Laura Boldrini, Présidentin der

30.5.2017 IT — Camera dei Deputati italienischen Abgeordnetenkammer, und IT MdJEP
Cécile Kashetu Kyenge,
Ko-Vorsitzende der Interfraktionellen Arbeitsgruppe
fiir die Bekdmpfung von Rassismus und fiir Vielfalt
des EP (ARDI) (Videokonferenz)

6.6.2017 UK — House of Commons Studienbesuch von Beamten
Besuch der Vorsitzenden des Ausschusses fiir

7.6.2017 EE — Riigikogu auswirtige Angelegenheiten und des Ausschusses fiir
nationale Verteidigung

7.-8.6.2017 EE — Riigikogu Besuch von Beamten

7.6.2017 DE — Bundestag Gruppe von Studenten der Humboldt-Universitit

8.6.2017 ES — Cortes Generales Tr?ffen von Las.Cort.es Qenerales de Espafia mit EP-
Président Antonio Tajani

8.6.2017 NO — Norwegisches Parlament Besuch von Mitarbeitern von Statnett

962017 NO — Norwegisches Parlament Prakt.i.ka.nten des norw.egischen Ministeriums  fiir
auswirtige Angelegenheiten

26.6.2017 NL — Tweede Kamer EU-Ausschuss
Besuch von Sven Koopmans, Berichterstatter fir das

26.6.2017 NL — Tweede Kamer Thema ,,Europiisches g\]ahlrecht“

27.-28.6.2017 LT — Seimas Delegation des litauischen Parlaments

4.-5.7.2017 UK — House of Commons Arbeitsbesuch von Beamten

10.7.2017 IR —Irisches Parlament Besuch von Beamten

10.7.2017 NL — Tweede Kamer Delegation des niederlandischen Abgeordnetenhauses

10.-13.7.2017 UK — House of Commons 1 Mitglied und 1 Beamter

12.7.2017 UK — House of Lords Brexit

4.9.2017 UK — House of Commons Besuch von MP Hilary Benn

5.9.2017 SE — Riksdag Ausschuss fiir Industrie und Handel

12.-13.9.2017 FR — Assemblée nationale Ausschuss fiir europdische Angelegenheiten

20.9.2017 FR — Assemblée nationale Studienbesuch von Beamten

21.9.2017 FR — Assemblée nationale Studienbesuch von Beamten

22.9.2017 FR — Assemblée nationale Studienbesuch von Beamten

25.9.2017 NL — Eerste Kamer EU-Ausschuss

2599017 UK — House of Commons A}lsschuss flir EU-.Angelegenheiten der Britisch-

i IE — Houses of the Oireachtas Irischen Parlamentarischen Versammlung (BIPA)

Mitglieder des Landwirtschaftsausschusses und

27.9.2017 IT — Camera dei Deputati italienische =~ MdAEP des  PECH-Ausschusses
(Videokonferenz)

28.9.2017 DK — Folketinget Arbeitsbesuch von Beamten

4.10.2017 FI — Eduskunta Ausschuss fiir die Zukunft - Zukunftsforschung

Besuch von Viktoras Pranckietis, Président, und

10.-11.10.2017 LT — Seimas Gediminas Kirkilas, Vizeprisident des litauischen
Parlaments
11.-12.10.2017 RO — Senat MP Radu Oprea
12.10.2017 IT — Senat Delegation des italienischen Senats
12.10.2017 FR — Assemblée nationale Damien Pichereau
Studienbesuch der schwedischen
13.10.2017 SE — Riksdag Parlamentsverwaltung (Referat EU-Koordination),

Treffen mit Mitarbeitern von EP-Ausschiissen
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Prasentation fiir Mitarbeiter der norwegischen

20.10.2017 NO — Norwegisches Parlament Vertretung bei der EU
30.10.2017 DK — Folketinget Mitarbeiter der Ausschiisse
6.11.2017 FR — Assemblée nationale Arbeitsbesuch von Beamten
6.-9.11.2017 BG — Narodno Sabranie Besuch von Beamten
7.11.2017 FR — Assemblée nationale Bilaterale Treffen zum Kontrollverfahren im EP
8.11.2017 UK — House of Lords Strukturen der Politikgestaltung in der EU
8.11.2017 UK — House of Commons Sgis;clhuss fiir den Austritt aus der Européischen
16.11.2017 FR — Assemblée nationale Arbeitsbesuch von Beamten
20.11.2017 FI — Eduskunta GrofBler Ausschuss
20.11.2017 FR — Assemblée nationale Arbeitsbesuch von Beamten
22.11.2017 EE — Riigikogu Generalsekretir des Riigikogu
23.11.2017 UK — House of Commons Besuch beim INTA-Ausschuss
27.11.2017 FR — Assemblée nationale Arbeitsbesuch von Beamten
29.11.2017 DK — Folketinget Ausschuss fiir europdische Angelegenheiten
1.12.2017 NO — Norwegisches Parlament Arbeitsbesuch von Beamten
4.12.2017 NL — Tweede Kamer Standiger Ausschuss fiir Finanzen
4-512.2017 IE — Houses of the Oireachtas Ger?elnsamer Ausschuss  fir  Landwirtschatft,
Erndhrung und Meeresumwelt
. . Treffen von Abgeordneten und Beamten mit Bernd
3.12.2017 FR — Assemblée nationale Lange, Vorsitzender des INTA-Ausschusses
7.-8.12.2017 BG — Narodno Sabranie Besuch von Beamten
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ANHANG IV - Daten zum Friihwarnmechanismus

Der Rechtsausschuss, der fiir Fragen in Zusammenhang mit der Einhaltung des Subsidiaritdtsprinzips im
Européischen Parlament verantwortlich ist, hat folgende Begriffsbestimmungen fiir Dokumente ausgearbeitet, die
von nationalen Parlamenten eingehen:

- ,Begriindete Stellungnahmen® sind Dokumente, aus denen hervorgeht, dass ein Entwurf eines
Rechtsetzungsaktes nicht mit dem Subsidiarititsgrundsatz vereinbar ist, und die beim Européischen Parlament
unter Einhaltung der Frist von acht Wochen gemill Protokoll Nr. 2 Artikel 6 des Vertrags von Lissabon
eingegangen sind.

- ,Beitrige® sind alle anderen Dokumente, die die Kriterien fiir begriindete Stellungnahmen nicht erfiillen.

Von nationalen Parlamenten 2017 eingegangene Dokumente
Begriindete Beitrige
Stellungnahmen
Mitgliedstaat Parlament/Kammer 2017 2017
Osterreich Nationalrat 0 0
Osterreich Bundesrat 6 9
Belgien Chambre des 0 3
Représentants
Belgien Sénat 0 0
Bulgarien Narodno Sabranie 0 0
Kroatien Hrvatski Sabor 0 2
Zypern Vouli ton Antiprosépon 0 4
Tschechische Republik | Poslanecka snémovna 1 18
Tschechische Republik | Senat 1 45
Dénemark Folketinget 0 8
Estland Riigikogu 0 0
Finnland Eduskunta 0 0
Frankreich Assemblée Nationale 2 0
Frankreich Sénat 7 19
Deutschland Bundestag 6 4
Deutschland Bundesrat 3 28
Griechenland Vouli ton Ellinon 0 2
Ungarn Orszaggylilés 2 0
Irland Houses of Oireachtas 2 1
Italien Camera Dei Deputati 0 24
Italien Senato 1 42
Litauen Seimas 0 0
Luxemburg Chambre des Députés 0 0
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Lettland Saeima 0 0
Malta Kamra tar-Rapprezentanti 0 0
Niederlande Tweede Kamer 2 6
Niederlande Eerste Kamer 2 2
Polen Sejm 2 1
Polen Senat 4 5
Portugal Assembleia da Republica 0 64
Ruménien Camera Deputatilor 1 10
Ruménien Senat 2 24
Spanien Cortes 1 46
Schweden Riksdag 4 0
Slowenien Drzavni Zbor 0 0
Slowenien Drzavni Svet 0 0
Slowakei Narodna rada 0 3
Vereinigtes Konigreich | House of Commons 0 2
Vereinigtes Konigreich | House of Lords 0 0
INSGESAMT 49 372

Diese Tabelle enthidlt nur die Dokumente der nationalen Parlamente, die als Antwort auf die Entwiirfe von
Legislativakten eingegangen sind, die gemal} Protokoll 2 des Vertrags von Lissabon iibermittelt wurden. Sie umfasst
nicht die Dokumente, die als Antwort auf nichtlegislative Konsultationsdokumente, Griinbiicher oder Wei3blicher
(d. h. im Rahmen des ,,informellen politischen Dialogs*) eingegangen sind.
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ANHANG V - Europiisches Zentrum fiir Parlamentarische Wissenschaft und
Dokumentation (EZPWD)

A. Themen, zu denen politische Gremien und Verwaltungsdienststellen des Europiischen
Parlaments im Jahr 2017 mittels vergleichender Anfragen das EZPWD-Netz konsultiert
haben:

3525 Bewihrte Verfahren und innovative Maflnahmen zur Forderung der Gleichstellung
der Geschlechter in der Verwaltung des Parlaments

3488 Verglitungen der Mitglieder von nationalen Parlamenten

3458 Veranstaltung von Anhorungen in Parlamenten

3436 Elektronische Signatur im Gesetzgebungszyklus

3368 Abfalltrennung in den Biiros von Parlamenten

Das Europiische Parlament legte Antworten auf folgende Anfragen anderer EZPWD-
Parlamente vor:

3597 Unabhingige Folgenabschitzung (ex-ante) von Gesetzesvorschligen: Methoden,
Kosten und Mittel

3606 Jugendprogramme in Parlamenten

3568 Strategie fiir die Online-Kommunikation

3563 Gesundheit - Medizinische Dienste (Arzte) im Parlament

3554 IT-Ressourcen im Parlament

3578 In Parlamenten verwendete Stimmabgabegerite

3549 Ubersetzungsdienst im Parlament

3511 Kindergarten in parlamentarischen Einrichtungen

3514 IT-Zentralisierung in Parlamenten: Aktualisierungen des Betriebssystems und
Sicherheitspatche

3528 Einrichtung des Petitionsausschusses in Parlamenten

3505 Parlamentarische Tatigkeiten und Agenda fiir nachhaltige Entwicklung der Vereinten
Nationen

3444 Fragebogen fiir das EZPWD-Seminar zum Thema ,Parliaments dealing with
financial markets’ issues* (Behandlung von Finanzmarktfragen durch Parlamente) (Athen,
5.-6. Oktober 2017)

3487 Austausch wissenschaftlicher Arbeiten

3476 Umfrage zur Zufriedenheit der Nutzer

3453 Bibliotheken und wissenschaftlicher Dienst

3452 Geschlechtsneutrale Sprache bei der Ausarbeitung von Rechtsakten

3445 Nutzung von Privatfahrzeugen der Abgeordneten fiir dienstliche Zwecke

3442 Diplomatenpésse fiir Abgeordnete

3402 Tabellarischer Lebenslauf von Abgeordneten

3421 Parlamentsmuseum

3401 Anstieg des Haushalts parlamentarischer Versammlungen

3376 Bibliotheken, wissenschaftliche Dienste und Dokumentationsdienste in Parlamenten:
Erfahrungen, Trends und Perspektiven (Umfrage fiir das EZPWD-Seminar am 8.-9. Juni
2017 in Rom)

3358 Fragebogen zur materiellen Situation von Abgeordneten

3383 Praxis der Verwendung von Prdambeln in Rechtsakten

3361 Beteiligung von Parlamenten an der AuBlenpolitik

46



. 3352 Fragebogen zum EZPWD-Seminar ,Parliaments’

supervisory instruments* (Legitimitat von Parlamenten
Uberwachungsinstrumente)

. 3372 Zukunftsforschung in Parlamenten

. 3354 Personal in Bibliotheken, wissenschaftlichen Diensten, in der

Dokumentenverwaltung und in Archiven von Parlamenten
. 3344 Umsetzung der EU-Verordnung 2016/679 zum Schutz personenbezogener Daten in

Parlamenten
. 3326 Wie konsultieren Parlamente Biirger und Interessentriager?
. 3314 Wissenschaftlicher Dienst von Parlamenten

B. EZPWD-Seminare und satzungsgemifle Sitzungen im Jahr 2017

legitimacy and the new

und neue

Seminare

Seminar ,,Legitimitdt von Parlamenten und neue
Uberwachungsinstrumente* (Interessengebiet
Parlamentarische Praxis und Verfahren)

Lissabon

8.-9. Mai

Seminar ,,Bibliotheken, wissenschaftliche Dienste
und Dokumentationsdienste: Erfahrungen,
Tendenzen und Perspektiven im Vergleich*
(Interessengebiet Bibliotheken, Recherchedienste
und Archive)

Rom, Senat und

Abgeordnetenkammer

8.-9. Juni

Seminar ,,Auswirkungen haushaltspolitischer
Zwénge auf Investitionen in IKT-Dienste von
Parlamenten® (Interessengebiet IKT in
Parlamenten)

Valletta

14.-
15. September

Seminar ,,Die Zukunft wissenschaftlicher Dienste
von Parlamenten in einer Zeit des raschen
Wandels: Optimierung von Qualitét,
Dienstleistung, Ergebnissen und Relevanz*
(Interessengebiet Bibliotheken, Recherchedienste
und Archive)

Briissel, EP

21.-
22. September

Seminar ,,Behandlung von Finanzmarktfragen in
Parlamenten® (Interessengebiet Wirtschaft und
Haushalt)

Athen

5.-6. Oktober

Satzungsgemiilie Sitzungen

Sitzung des Exekutivausschusses

Wien

9.-10. Mérz

Sitzung des Exekutivausschusses

Stockholm

28.-
29. September
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Jahreskonferenz der Korrespondenten StraBburg, EP und

40. Jahrestag der Griindung des EZPWD PACE

19.-21. Oktober

C. Spotlight on Parliaments in Europe - Schlaglicht auf Parlamente in Europa

Nr. 14 - Mitgliedstaaten: keine speziellen Verfassungsbestimmungen fiir den Austritt aus
der EU

Nr. 15 - Einstellung von Familienmitgliedern als parlamentarische Assistenten

Nr. 16 - Verbreitung von Hassreden iiber soziale Netze

Nr. 17 - MaBnahmen zur Verringerung des Verbrauchs von Plastiktiiten und
Einweggeschirr

Nr. 18 - Strafrechtliche Sanktionen fiir illegale Einreise und Aufenthalt im Recht der EU-
Mitgliedstaaten

48




NATIONALE PARLAMENTE
DER EU-MITGLIEDSTAATEN

Marz 2018

‘ direkt gewahlt

indirekt gewahlt / ernannt / sonstige

{) Belgique/Belgié/
Belgien BELGIEN

Kamer van volksvertegen- 150 ‘

woordigers/ Chambre des

représentants/ Abgeordnetenkammer

Senaat/ Sénat/ Senat 60

& Deutschland
DEUTSCHLAND

Deutscher Bundestag 709

[ G

Bundesrat 69

L Espaia

SPANIEN
Congreso de los 350 3
Diputados
Senado 208 ;

58 £

«  Kumpog

ZYPERN
BouAn twv 56 ;

AvTImpoownwv
(Vouli ton Antiprosopon)

= Magyarorszag

UNGARN

Orszaggytlés

193

w Polska

PoLEN
Sejm 460 3
Senat 100 ‘

@ Slovensko
SLOWAKEI

Narodna Rada

150 3

w Dbhrapua
BULGARIEN

HapopgHo cbbpaHue
(Narodno sabranie)

IUp &

& Eesti
EsTLAND

Riigikogu

103

{ )} France
FRANKREICH

Assemblée nationale 577

[ (oo

Sénat 348

= Latvija
LETTLAND

Saeima

‘p Malta
MALTA

Il-Kamra Tad-Deputati 67 z

{) Portugal
PorTUGAL

Assembleia da
Republica

2303

#= Suomi/Finland

FINNLAND
Eduskunta 200 3

& Ceskarepublika
TSCHECHISCHE
REPUBLIK

Poslaneckd snémovna 200 &

nd

Senat

{ | Eire/lreland

IRLAND
Dail Eireann 158 ‘
Seanad Eireann 60 i
2 Hrvatska

KROATIEN

Hrvatski sabor

o Lietuva
LITAUEN

Seimas

mQ

= Nederland

NIEDERLANDE

Tweede Kamer 150

[ G

Eerste Kamer 75

{) Romania
RUMANIEN

Camera Deputatilor

Senat

i# Sverige
SCHWEDEN

Riksdagen

349 3

1= Danmark
DANEMARK

Folketinget

my

:= EANGSa
GRIECHENLAND

Bouln Twv EN\fvwv
(Vouli ton Ellinon)

300 3

{ ) ltalia
ITALIEN

Camera dei Deputati 630 &

Senato della 315
Repubblica 5

(e e

= Luxembourg

LUXEMBURG

Chambre des Députés 60 l

= Osterreich

OSTERREICH
Nationalrat 183 z
Bundesrat 61 i

@ Slovenija

SLOWENIEN
Drzavni zbor 90 ;
Drzavni svet 40 =

= United Kingdom
VEREINIGTES
KONIGREICH

House of Commons 650

[

House of Lords 785

Quelle: Direktion fur die Beziehungen zu den nationalen Parlamenten in Zusammenarbeit mit den Vertretern der nationalen Parlamente der EU in Brissel



i

EDHEBHTECTorate | O EuropeliUsien,

RELNATPARL@EP.EUROPA.EU
WWW.EUROPARL.EUROPA.EU/RELNATPARL




	JAHRESBERICHT 2017
	DIE PARLAMENTE IN DER EUROPÄISCHEN UNION
	Vorwort der Vizepräsidenten des Europäischen Parlaments, die für die Beziehungen zu den nationalen Parlamenten zuständig sind
	1. Kontext des Berichts
	2. Grundlegende Entwicklungen und Tendenzen bei der interparlamentarische nZusammenarbeit
	2.1 Die Rolle der nationalen Parlamente in der Debatte über die Zukunft der Europäischen Union und den Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU
	2.3 Die Zukunft der EU als globaler Akteur im Kontext der derzeitigen globalen Veränderungen
	2.4 Gemeinsame parlamentarische Kontrolle über Europol: Fortschritte bei den praktischen Modalitäten
	2.5 Die externe Dimension der Migration
	2.6 Interparlamentarische Zusammenarbeit bei institutionellen Fragen
	2.6.1 Interparlamentarische Zusammenarbeit beim jährlichen Arbeitsprogramm der Kommission
	2.6.2 Interparlamentarische Zusammenarbeit bei der Transparenz des Entscheidungsfindungsprozesses der EU
	2.6.3 Anwendung der die nationalen Parlamente betreffenden Bestimmungen des Vertrags


	3. Institutionelle parlamentarische Gremien
	3.1 Die Konferenz der Ausschüsse für Unionsangelegenheiten der Parlamente (COSAC)
	3.2 Die Jahreskonferenz und informelle Konferenzen der Präsidenten der Parlamente der EU (EU-PPK)

	4. Interparlamentarischer Dialog
	4.1 Europäische Parlamentarische Woche und Interparlamentarische Konferenz über Stabilität, wirtschaftspolitische Koordinierung und Steuerung in der Europäischen Union (IPC SECG)
	4.2 Interparlamentarische Zusammenarbeit in der Außen- und Sicherheitspolitik
	4.3 Interparlamentarische Ausschusssitzungen und sonstige interparlamentarische Treffen
	4.4 Bilaterale Besuche von Parlamenten der Mitgliedstaaten im Europäischen Parlament
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